
Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP
und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
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den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass
überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und



„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht
der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten



Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen
Fragen an der Schule!

Der  Tradwives-Trend:
Hausfrauenromantik  und  die
Rechten
Von Isma Johnson, Revolution, FIGHT! März 2024

Habt ihr schon mal auf TikTok oder Instagram ein Video von jungen Frauen
gesehen, die ganz ästhetisch Haushaltstätigkeiten wie Kochen, Putzen oder
Kinderbetreuung nachgehen? So kommen viele Menschen, vor allem junge
Frauen,  das  erste  Mal  mit  „Tradwives“  in  Kontakt.  „Tradwives“  ist  die
Kurzform für „traditional wives“ und diese „traditionellen Frauen“ wollen
den überholten Rollenbildern für Hausfrauen der 1950er Jahre nacheifern.
Manche  von  ihnen  tragen  auch  gleich  die  Mode  dieser  Zeit  mit
Petticoatkleidern und Lockenwicklerfrisuren. Andere orientieren sich eher
am Landleben (oder daran, was sie sich darunter vorstellen, Stichwort: die
Internetästhetik Cottagecore). Viele von ihnen behaupten, es ginge ihnen nur

https://onesolutionrevolution.de/der-tradwives-trend-hausfrauenromantik-und-die-rechten/
https://onesolutionrevolution.de/der-tradwives-trend-hausfrauenromantik-und-die-rechten/
https://onesolutionrevolution.de/der-tradwives-trend-hausfrauenromantik-und-die-rechten/


darum, zu Hause zu bleiben und nicht arbeiten gehen zu müssen, für ihren
Mann und ihre Kinder zu sorgen und ihren Lebensstil nach außen zu tragen.
Aber neben Kochvideos, Babyinhalten und ästhetischen Bildern tauchen etwa
bei Estee Williams, einer Tradwife mit über 140 Tausend Follower:innen auf
TikTok,  Videos  mit  ganz  anderen  Inhalten  auf.  So  erzählt  sie  ihren
Follower:innen z. B.: „Gott erschuf zwei Geschlechter zu unterschiedlichen
Zwecken“ und „Die Frau, die Ehefrau ist eine Hausfrau“, erklärt, wie sie den
richtigen maskulinen Mann anziehen können, und fordert sie auf, sich ihm
nach den Prinzipien der Bibel zu unterwerfen.

Warum sind Tradwives so gefährlich?
Tradwives definieren sich aber nicht nur über die Rolle als Hausfrau. Auch
wenn sie diese Tätigkeit ausüben, macht eines sie viel mehr aus: warum sie
das tut.  Denn hinter  der  harmlos erscheinenden,  ultrafemininen Ästhetik
steckt  meist,  wie  bei  Williams,  die  Vorstellung,  dass  Frauen  sich  selbst
hintanstellen  und  ihrem  Mann  unterwerfen  sollten.  Manche  Tradwives
distanzieren sich zwar ausdrücklich vom ultrarechten Teil der Bewegung und
hängen verschiedenen (konservativen) Ideologien an, aber immer beruhen
diese darauf, Geschlechterrollen zu festigen. Das zeigt sich schon darin, dass
eine  „traditionelle  Frau“  ganz  andere  Aufgaben übernehmen soll  als  ein
„traditioneller Mann“. Wie sie sich verhalten soll,  ist festgeschrieben und
etwas dazwischen soll es erst recht nicht geben.

Das Spektrum von Tradwifethemen beginnt bei eher konservativen Frauen,
deren Fokus vor allem auf „traditionellen“ Rollen, konservativen Werten und
Hausarbeit liegt, welche subtil in Vergleich zur abgelehnten modernen Welt
gesetzt werden. Von da aus besteht ein fließender Übergang zu solchen mit
größerem Fokus auf Tradition und Nationalismus, die offen Antifeminismus,
Queerfeindlichkeit,  Antisemitismus,  Rassismus  und  antiwissenschaftliche
Standpunkte (insbesondere gegen Impfungen) vertreten und via Social Media
bewerben. Also alles, was die extreme Rechte und Verschwörungstheorien zu
bieten haben, aber eben unter dem Deckmantel einer harmlosen „Stay-at-
Home-Mom“.  Die  Hyperfeminität  dient  also  dazu,  die  dahinterstehende
autoritäre Ideologie zu verschleiern und so massentauglicher zu werden. Der



religiöse Teil  der Bewegung versucht auch, durch Bibelverse Frauen von
ihrer aufgezwungenen Geschlechterrolle zu überzeugen, zum Beispiel durch
Epheser  5.22:  „Ihr  Frauen,  ordnet  euch  euren  Männern  unter  wie  dem
Herrn.“

Auch haben die unterschiedlichen Regulationen von Plattformen eindeutig
einen Einfluss auf den Inhalt der Posts. Das etwas weniger regulierte und
moderierte TikTok wird beispielsweise eher genutzt, um ideologische Inhalte
zu posten,  wohingegen auf  Instagram eher ästhetische Inhalte  verbreitet
werden sollen und somit auch oftmals als Startpunkt für eine Radikalisierung
dienen  können.  Auch  die  sind  aber  keineswegs  harmlos,  da  neben
#traditionalwomen auch rechte Dogwhistles (Nutzung einer Sprache, die je
nach Publikum unterschiedlich verstanden werden kann) wie #redpillwomen
unter  den  Posts  genutzt  werden  –  ein  Hashtag  der  auf  radikalen
Antifeminismus und Incels verweist und den Abstieg in die Alt-Right-Bubble
bedeuten kann. Nicht zufällig ist die Tradwife-Bewegung in den USA nach
den Wahlen 2016, aber auch aus der europäischen Identitären Bewegung
entstanden,  um das  sogenannte  „Frauenproblem“ zu  lösen,  also  bewusst
mehr Frauen für die männerdominierten Bewegungen anzuwerben. Dabei ist
die Beteiligung von Frauen an der extremen Rechten nichts Neues. Schon
der  Ku-Klux-Klan  der  1960er  Kahre  hatte  eine  Frauenorganisation,  die
Männer bei  rassistischen Angriffen bis zu Vergewaltigungen und Morden
unterstützte,  indem  die  Frauen  aktiv  ihre  Ideologie  verbreiteten,  neue
Mitglieder  anwarben und Proteste  organisierten.  Sie  halfen auch an der
Schule, beispielsweise durch Bibelkunde, ihre Ideologie bereits in der Jugend
zu verbreiten, und traten im Wahlkampf für ihre Kandidat:innen ein, indem
sie  negative  Propaganda  über  die  Gegner:innen  verbreiteten,  um  sie
auszustechen.

Auch  manche  Radikalfeministinnen  oder  TERF’s  (trans  exkludierende
Radikalfeminist:innen)  entwickeln  sich  in  die  Richtung  von  „Tradwifery“,
obwohl  sie  zunächst  entgegengesetzt  erscheinen.  Denn Tradwives  wollen
sich ja eigentlich von den „Ketten“ des modernen Feminismus befreien und
ihren Follower:innen erzählen, die Ablehnung von Femininität, Häuslichkeit
und Familie würde sie erst so derart depressiv machen und dafür sorgen,



dass sie nicht als heiratsfähig angesehen werden würden. Trotzdem sind sich
die beiden Gruppen in einer Hinsicht einig: dem biologischen Essentialismus.
Beide behaupten, Frauen und Männer hätten tiefer liegende Eigenschaften
durch ihre Biologie oder Genitalien, feiern die Rolle der Mutter (die für sie
nur Frauen einnehmen können) und lehnen Geschlechtsidentitäten ganz ab.

Warum  liegen  Tradwives  auf  einmal  so  im
Trend?
Aber warum bekommen Tradwives überhaupt so viel Aufmerksamkeit und
Zuwachs?  Sie  stellen  eine  vermeintliche  Flucht  aus  den  Tiefen  des
Kapitalismus dar. Wer möchte nicht dem ständigen Stress des Alltags mit
Leistungsdruck  am Arbeitsplatz  und  der  gleichzeitig  ständig  anfallenden
Haus-  und   Carearbeit  entfliehen?  Es  ist  ein  Fakt,  dass  Frauen  am
Arbeitsmarkt  und  zuhause  in  der  Reproduktionsarbeit  mehr  ausgebeutet
werden als Männer, da sie einerseits nach wie vor weniger verdienen und
andererseits aufgrund der Geschlechterrollen den Großteil der anfallenden
Reproduktionsarbeit  planen  und  durchführen.  Sie  müssen  also  arbeiten
gehen und sich und ihre Familie in der „Freizeit“ wieder arbeitstauglich
machen, indem sie die Ware Arbeitskraft reproduzieren. Das schließt das
Kochen,  Putzen  etc.  mit  ein,  aber  auch  emotionale  Sorgearbeit  und  die
Reproduktion  der  Klasse  an  sich,  indem  neue  Kinder,  später  dann
Arbeiter:innen, herangezogen werden. Tradwives wissen, dass das schwer
möglich ist und für viele eine extrem Anstrengung darstellt, die sie bis zum
Burnout bringen kann. Und so behaupten sie ganz nach dem Motto „Früher
war alles besser“, Frauen sollten ihre Ausbeutung verringern, indem sie die
Arbeitswelt einfach wieder verlassen. Hinzu kommen die Unsicherheiten des
modernen Kapitalismus, dass man vielleicht auch erstmal gar nicht weiß, wer
man sein will und was man mit sich und seiner Arbeitskraft anfangen soll,
also z. B. welchen Job man ausführen soll. Das ist das Dilemma der doppelt
freien Lohnarbeit, welches sich mit der Ausdifferenzierung des Kapitalismus
immer weiter zugespitzt hat: frei von eigenen Produktionsmitteln, aber auch
in der Entscheidung, wem eigentlich die Arbeitskraft verkauft werden soll.
Tradwives bieten dagegen eine feste Rolle statt dieser Unsicherheiten und
stellen die traditionelle Familie als Lösung für das ganze Dilemma dar. Damit



soll ein Halt in dem ganzen Chaos geboten werden.

Außerdem sollen Kinder und Jugendliche durch die mütterliche Betreuung
vor „schlechtem“ Einfluss geschützt werden. Müttern, besonders in den USA,
wird Angst gemacht, dass ihre Kinder in der staatlichen Schule nur etwas
über „woke Ideologie“, Genderwahn und letztendlich Kommunismus lernen
würden, was natürlich weit von der Wahrheit entfernt ist. Aber auch sehr
reale  Probleme  bewegen  (werdende)  Mütter  dazu,  sich  nach  anderen
Modellen als der staatlichen Schule und der Kita zu sehnen. In Deutschland
etwa Angst vor schlechter Betreuung durch überlastete Kitas und schlechte
Betreuungsschlüssel.

Hausfrau werden ist nicht die Lösung!
Aber kann das Leben als Tradwife diese Probleme wirklich lösen? Bietet die
Alt-Right wirklich eine Alternative zur modernen kapitalistischen Ausbeutung
an?  Natürlich  nicht,  denn  sie  will  den  Kapitalismus  nicht  überwinden.
Vielmehr  ist  die  Reproduktionsarbeit,  die  größtenteils  die  Frauen  der
Arbeiter:innenklasse  verrichten,  notwendig,  damit  der  Kapitalismus
funktioniert, denn ohne sie würde sich niemand mehr regenerieren und dann
arbeiten gehen können. Die traditionelle, bürgerliche Familie, die Tradwives
mit  aller  Kraft  als  das  ideale  Leben bewerben,  ist  entscheidend für  die
Reproduktion der Ware Arbeitskraft im Kapitalismus und auch in rechten
Ideologien spielt sie eine Schlüsselrolle. Dort soll nämlich das „Volk“ durch
Fortpflanzung in der Kleinfamilie erhalten werden, ohne dass wiederum laut
Rechten die Nation untergeht. Die Alt-Right sieht Tradwives als Lösung an,
da sie genau ihr essentialistisches Weltbild, ihre Vorstellung davon, was eine
Frau „natürlicherweise“ ist, ausleben.

Dass  das  ganze  Konzept  einen  augenscheinlichen  Klassencharakter
beinhaltet, dürfte klar sein. Denn welche Familie der Arbeiter:innenklasse
kann sich bitte eine Frau, die gar nicht arbeiten geht, leisten? Gerade in
Zeiten von Krise, Inflation und massivem Reallohnverlust ist das vor allem
ein  Lebensentwurf  des  Kleinbürger:innentums  und  der  lohnabhängigen
Mittelschichten, was sich auch in der Verbindung zu rechten Bewegungen
zeigt,  für die,  wie im Fall  des Faschsimus, das Kleinbürger:innentum die



Klassenbasis darstellt. Für die unteren Klassen – vor allem in Halbkolonien –
ist es eher eine Utopie, die sich im Kapitalismus nicht erfüllen lässt. Für die
herrschende Klasse stellt das Ganze sowieso nichts Erstrebenswertes dar,
denn die lässt die Reproduktionsarbeit sowieso von Angestellten erledigen,
da  für  sie  kein  Arbeitszwang  besteht  und  die  ganze  Familie  von  der
Ausbeutung anderer lebt. Früher war das etwas anders. Da konnten auch
besserverdienende  Schichten  der  Arbeiter:innenklasse,  zum  Beispiel  die
Arbeiter:innenaristokratie,  in  den  imperialistischen  Kernzentren  und  in
einigen Halbkolonien ihre Familie mit ernähren, ohne dass die Frau selber
einer Lohnarbeit nachgehen musste. Aber das ist spätestens seit Beginn der
Phase des Neoliberalismus in den 1980er Jahren immer weniger möglich, da
das Profitstreben des Kapitals danach verlangte, auch Frauen immer mehr in
den  Arbeitsmarkt  zu  integrieren,  während  gleichzeitig  die  Löhne  immer
weiter sanken. Daher ist klar, dass dass das Ideal der bürgerlichen Familie
für  die  Arbeiter:innenklasse  noch  nie  vollumfänglich  erreichbar  war,
heutzutage  allerdings  weniger  denn  je.  Dennoch  wurde  die  bürgerliche
Familie zur prägenden ideellen und materiellen Form und damit auch zu
einem  Kern  reaktionärer  Geschlechterrollen.  Diese  Verallgemeinerung
basiert  auf  einer  geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung.  Und  durch  die
Tradwive-Bewegung  kann  es  auch  hier  die  Auswirkung  haben,  dass
Geschlechterrollen wieder weiter gefestigt werden, indem die Arbeiterinnen
weiterhin  bzw.  wieder  vermehrt  der  Reproduktionsarbeit  nachgehen,
während sich ihre Lohnarbeit  im vermeintlich flexiblen Niedriglohnsektor
ansiedelt,  da  sie  so  eben  auch  in  der  Lage  sind,  neben  ihr  auch  der
Reproduktionsarbeit nachgehen zu können, da sie nicht Vollzeit arbeiten.

Obwohl argumentiert wird, dass das Hausfrau-Sein an sich unproblematisch
ist und erst die Ideologie von Tradwives das Problem darstellt, muss ganz
klar unterstrichen werden: Eine Hausfrau ist  materiell  abhängig. Frauen,
welche Hausfrauen werden („wollen“), indem sie gar nicht arbeiten gehen
oder auf Teilzeit- bzw. Minijobbasis angestellt werden, werden nach wie vor
ausgebeutet, bekommen kein oder nur viel weniger Geld und werden so um
einiges abhängiger von ihren Männern. Und das geben Tradwives auch offen
zu und finden das sogar super:  „Er überwacht die wichtigsten Finanzen.
Wenn ich Geld und Kleingeld für ein Sofa ausgeben will, sagt er ,Nein’, denn



er  weiß,  was  rein-  und  rausgeht“,  schreibt  die  britische  Tradwife  Alena
Pettitt.  Aber  das  ist  wirklich  gefährlich:  Aus  finanziellen  Gründen schon
können Frauen sich hier zum Beispiel nicht mehr trennen, und ihre Männer
können mehr Kontrolle über sie ausüben – ihre „frei gewählte“ Ideologie wird
also  durch ihre  materiellen  Umstände zum Zwang.  Es  ist  auch so,  dass
manchen Männern das  sehr  deutlich  bewusst  ist  und sie  dann teilweise
(körperliche) Gewalt anwenden, um zu bekommen, was sie wollen, ohne sich
darüber Sorgen zu machen, dass ihre Frau sich trennen wollen könnte. Auch
das  Thema  Altersarmut  darf  nicht  unterschätzt  werden.  In  Deutschland
beispielsweise  bekommt  man  erst  eine  gesetzliche  Rente,  wenn  man
mindestens 5 Jahre gearbeitet und Beitrag gezahlt hat. Das kann zwar durch
einen Anspruch auf Mütterrente oder diverse staatliche Zuzahlungen auch
erreicht werden, jedoch fällt die Altersrente dann trotzdem deutlich geringer
aus als bei Männern, die Vollzeittätigkeiten nachgegangen sind. Da Frauen
häufiger im Niedriglohnsektor tätig sind und oftmals nicht Vollzeit arbeiten,
bekommen sie in Deutschland durchschnittlich monatlich 314 Euro weniger
Rente  (Stand  für  das  Rentenjahr  2022).  Doch  das  ist  natürlich  nur  ein
Durchschnitt, wo es auch mitunter deutliche Schwankungen gibt.

Für  eine  echte  Perspektive  gegen
Frauenunterdrückung!
Der  bürgerliche  Feminismus  kann  die  aufstrebende  Tradwife-Bewegung
jedoch  nur  bedingt  bekämpfen  und  gibt  ihr  sogar  einen  gewissen
Aufschwung. Er bietet nämlich keine (langfristige) Lösung gegen Ausbeutung
und Reproduktionsarbeit, sondern kann diese höchstens auf mehr Menschen
verteilen.  Doch hier  zeigen sich bereits  die  Grenzen der  kapitalistischen
Wirtschaftsweise: So leisten Frauen täglich immer noch durchschnittlich 74
Minuten mehr Hausarbeit in Deutschland als ihre Männer. Diese Messung
bezieht  sich  jedoch  nur  auf  ausgeführte  Tätigkeiten  und  klammert  das
äußerst anstrengende Planen und Delegieren von Aufgaben aus, was auch
zumeist  Frauen  übernehmen  müssen.  Hinzu  kommen  Reiche,  die  sich
Angestellte holen und keinen Finger im Haushalt krümmen. Eine gerechte
Aufteilung  sieht  wirklich  anders  aus.  Denn  selbst  zu  einer  besseren
Umschichtung  von  Reproduktionsarbeit  ist  insbesondere  der  liberale



Feminismus  überhaupt  nicht  in  der  Lage.  Die  Märchen  des  Girlboss-
Feminismus  und  des  Choice-Feminismus  individualisieren  die
Frauenunterdrückung und zeigen als vermeintliche Lösung nur auf, dass jede
sich ihren eigenen Platz im System erkämpfen solle und ihr freistünde, ob sie
sich  für  Kinder,  Küche  oder  Karriere  (oder  am besten  alles  zusammen)
entscheidet.  Auch die anderen Feminismen haben keinen Lösungsentwurf
parat,  da  sie  die  Klassengesellschaft,  auf  der  die  Frauenunterdrückung
basiert,  nicht  mit  einbeziehen  und  das  Patriarchat  als  etwas  vom
Kapitalismus bzw. der Klassengesellschaft Losgelöstes betrachten. So kommt
es aber dazu,  dass Arbeiterinnen und auch schon ihre Töchter sich eine
Zukunft  im  Kapitalismus  mitsamt  Lohn-  und  Reproduktionsarbeit  nicht
vorstellen können und verzweifelt nach Alternativen suchen. Es ist unsere
Aufgabe, ihnen eine echte Perspektive aufzuzeigen.

Dafür  müssen  wir  das  traditionelle  Rollendenken  hinter  uns  lassen,
zusammen mit dem kapitalistischen System an sich. Auch einfach Lohn für
Hausarbeit zu zahlen, würde das Problem nicht auflösen: Die ökonomische
Abhängigkeit  würde  bedingt  besser  werden,  aber  die  geschlechtliche
Arbeitsteilung, sowie die Isolation von Frauen als Hausfrauen würden weiter
bestehen  bleiben.  Deswegen muss  unsere  Lösung eine  andere  sein:  Wir
müssen die Reproduktionsarbeit auf alle Schultern der Gesellschaft aufteilen.
Das könnte zum Beispiel so aussehen, dass statt individuellem Essen Mensen
eingerichtet werden, wo jede/r lecker und gesund essen kann, aber auch
jede/r mal für die Zubereitung und das Aufräumen zuständig ist. Ähnliche
Konzepte muss es dann auch für das Putzen und die Kinderbetreuung geben.

Denn nur, wenn wir das kapitalistische System überwinden und Wohnraum
sowie  Hausarbe i t  vergese l l scha f ten ,  d ie  Bet r iebe  unter
Arbeiter:innnekontrolle  stellen  und  massiv  in  Bildung,  Soziales  und
Gesundheit  investieren,  können  wir  Frauen  (und  letztendlich  auch  alle
anderen Menschen) entlasten und so auch die Gesamtarbeitszeit reduzieren.
Nur  indem  wir  als  Arbeiter:innenklasse  und  Jugend  gemeinsam  und
demokratisch die Arbeit aufteilen und die Produktion planen und verwalten,
können  wir  der  doppelten  Ausbeutung  von  Frauen  nachhaltig
entgegenwirken und strukturelle Überlastung bekämpfen. Dafür müssen wir



uns an Schulen, Unis und in Betrieben organisieren und Aktionskomitees
aufbauen.  Auch  braucht  es  die  Bekämpfung  von  Vorurteilen  gegenüber
Frauen innerhalb der Arbeiter:innenbewegung sowie einen internationalen
Zusammenschluss,  der  die  Kämpfe  koordiniert.  Nur  so  können  wir  eine
internationale multiethnische antikapitalistische Frauenbewegung aufbauen,
die  eng  mit  der  Arbeiter:innneklasse  zusammenarbeitet,  welche  dann
gemeinsam mit allen Unterdrückten und Ausgebeuteten in der Lage ist, den
Kapitalismus zu überwinden. Gleichzeitig besteht auch die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  neuen  kommunistischen  Partei  und  einer  neuen
Internationale,  die  die  Kämpfe  anführen  und  zuspitzen  kann.

Auch Social Media – ein beispiellos falscher Begriff für die Datenkraken und
Geldmaschinen  im  kapitalistischen  Internet  –  müssen  wir  den
Multimilliardär:innen  und  ihrem  für  uns  schädlichen  Profitinteresse
entreißen und stattdessen demokratisch als Arbeiter:innen und Jugendliche
überwachen und kontrollieren,  damit niemand von uns mehr in eine Alt-
Right-Falle tappt, nur weil wir ein Kochrezept geliket haben. Für ein sicheres
Social  Media  für  alle,  statt  maximalen  Profiten  für  einige,  müssen  wir
Konzepte entwickeln, die unseren Bedürfnissen als Gesellschaft entsprechen
und ihre Rolle im Kapitalismus hinterfragen.

Bundeswehr raus aus der Schule
–  Katastrophenschutz  sieht
anders aus!
von Leonie Schmidt, März 2024

Die  deutsche  Bildungsministerin  Bettina  Stark-Watzinger  (FDP)  macht
aktuell auf sich aufmerksam, indem sie sich für mehr „Zivilschutzübungen“
an  Schulen  einsetzt.  In  Zeiten  von  Kriegen,  Umweltkatastrophen  und

https://onesolutionrevolution.de/bundeswehr-raus-aus-der-schule-katastrophenschutz-sieht-anders-aus/
https://onesolutionrevolution.de/bundeswehr-raus-aus-der-schule-katastrophenschutz-sieht-anders-aus/
https://onesolutionrevolution.de/bundeswehr-raus-aus-der-schule-katastrophenschutz-sieht-anders-aus/


Pandemien ist das auf den ersten Blick ein nachvollziehbares Anliegen. Doch
was  zunächst  vielleicht  harmlos  erscheint,  soll  ganz  andere  Ausmaße
annehmen. Stark-Watzinger möchte nämlich, dass auch die Bundeswehr sich
an  die  Schulen  begibt  und  diese  ein  „unverkrampftes  Verhältnis  zur
Bundeswehr“ entwickeln müssten. Die Bedrohung der Freiheit solle so uns
Jugendlichen  nähergebracht  werden.  Aber  hey,  wenn  wir  dann  weniger
Mathe-Aufgaben lösen müssen, ist das doch voll entspannt, oder nicht?! Wir
finden, die Bundeswehr hat an der Schule nichts verloren. Warum, wieso und
weshalb, lest ihr hier in diesem Artikel.

Jugend im Krieg – voll normal und niemand
kann was dafür?
Die Forderungen von Stark-Watzinger reihen sich ein in eine Vielzahl von
Stimmen,  die  mit  aller  Kraft  uns  Jugendliche  für  eine  Tätigkeit  bei  der
Bundeswehr  rekrutieren  wollen.  Minister:innen,  die  über  die
Wiedereinführung der  Wehrpflicht  plaudern,  eine  KIKA-Show,  die  Panzer
über deutsche Waffenlieferungen in die Ukraine reden lässt,  oder auch die
Bundeswehr  selber,  die  auf  Gaming-Messen  Stände  unterhält  und  das
Ermorden von „menschlichen Zielen“ dort als Spielspaß für Nerds darstellt
(schließlich ist der asymmetrische Krieg durch Drohnen jetzt voll digital).
Selbst bei den Kleinsten unserer Gesellschaft wird schon angesetzt: zum Tag
der Bundeswehr gibt es immer ein familienfreundliches Programm in den
Kasernen  mit  Hüpfburgen,  Kinderschminken  und  natürl ich
Panzerbesichtigungen,  damit  auch  Generation  Alpha  schon  den  Traum
entwickeln kann, später einmal das deutsche Kapital zu beschützen. Denn die
Bundeswehr hat Personalmangel und wer könnte besser deutsche Interessen
verteidigen,  als  Jugendliche,  die  nicht  wirklich  wissen,  was  sie  später
beruflich einmal machen wollen? Das ist natürlich problematisch, denn so
werden wir jungen Menschen mit absurden Versprechungen und viel Geld an
die Front gelockt. Wir dürfen mit 17 Jahren noch nicht mal wählen, aber uns
für eine Ausbildung bei der Bundeswehr verpflichten und mit Schusswaffen
üben geht klar. Mit 17 dürfen wir zwar noch nicht in den Einsatz geschickt
werden,  sobald  wir  18  sind,  ist  das  aber  im  „Spannungs-  oder
Verteidigungsfall“ durchaus schon möglich. All das bedeutet in Folge meist



Posttraumatische  Belastungsstörung,  Mobbing  und  sexualisierte  Gewalt
inklusive, wenn wir nicht vorher schon für unser Heimatland verreckt sind.

Aufrüstung soweit das Auge reicht
Die Bundeswehr muss wieder kriegstüchtig werden, so ist sich zumindest die
herrschende Klasse einig.  In den letzten Wochen wurde sogar über eine
deutsche bzw. europäische atomare Aufrüstung debattiert. Aus der Sicht der
Imperialist:innen  völlig  nachvollziehbar,  denn  die  Blockbildung  und  die
Konflikte im Kampf um die Neuaufteilung der Welt nehmen jährlich zu, wie
wir es unter anderem in der Ukraine beobachten können, aber auch z.B. in
Taiwan  oder  Palästina.  Als  Neuaufteilung  der  Welt  bezeichnen  wir  die
Bestrebungen der imperialistischen Mächte, wie z.B. der USA, China und der
EU, die Welt und somit ihre Einflusssphären neu aufzuteilen. Sie tun dies, da
das Zeitalter der Globalisierung vorbei ist und es keine neuen Märkte mehr
zu erschließen gibt, was aber für anhaltende Profite, aufgrund der fallenden
Tendenz der Profitrate, von Nöten wäre. Die EU, unter anderem also auch
Deutschland, steht da aktuell eher schlecht da, da sie in den letzten Jahren
deutlich  an  Einfluss  verloren  hat.  Aufgrund  der  ideologischen
Verschleierungen rund um den Ukraine Krieg scheint es, als ob sich der
Krieg  nicht  um  die  verschiedenen  internationalen  Einflusssphären,
Kapitalinteressen und deren Verteidigung drehe, sondern dass es sich hier
um einen Kampf zwischen Demokratie und Autokratie handeln würde. Für
viele Teile der Bevölkerung, ist dieser Gedanke scheinbar unterstützenswert
und sie sind der Ansicht, dass eine Demokratie auch wehrhaft sein müsste.
Das liegt  in  großen Teilen an der  ideologischen Aufladung des  Ukraine-
Krieges,  der  in  den  bürgerlichen  Medien  vielerorts  den  Stempel  eines
„Neuen Kalten Kriegs“ bekommen hat. Bei einer repräsentativen Befragung
von Menschen ab 16 Jahren in Deutschland befürworteten 57 % weitere
Erhöhung  des  Verteidigungsetats  sowie  der  Zahl  der  Soldatinnen  und
Soldaten der Bundeswehr (ZMSbw 2023). Nur 8% forderten eine Abrüstung
(ebenda). Des Weiteren standen 9 von 10 Befragten der Bundeswehr positiv
gegenüber  (ebenda).  Kein  Wunder  also,  dass  die  Stimmen  der
Kriegsminister:innen  aktuell  wenig  Gegenwind  erfahren.  So  mischt  zum
Beispiel auch die Gewerkschaft IG Metall munter mit, in dem sie sich zu
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Beginn des Jahres den Aufrüstungsvorhaben der Bundeswehr anschloss und
so die Interessen von Arbeiter:innen und uns Jugendlichen verriet.  Damit
stellt sie sich nicht nur auf die Seite der Regierung, sondern auch auf die der
sogenannten  Arbeitgeber:innen:  so  befindet  sich  der  Rüstungskonzern
Rheinmetall nun kurz vor der Verzehnfachung ihrer Artillerieproduktion.  Die
Ampel selber konnte schließlich auch 100 Milliarden für die Aufrüstung aus
dem Ärmel schütteln, während in den meisten sozialen Bereichen massiv
gekürzt wurde. Kürzungen betreffen die Hilfen für Kinder und Jugendliche
aus  ärmlichen  Verhältnissen,  Frauenhäuser,  das  Gesundheitssystem aber
auch den Umwelt- und Katastrophenschutz. Nebenbei bedeutet der massive
Reallohnverlust  für  viele  Arbeiter:innen  und  ihre  Kinder,  dass  sie  sich
Alltägliches  nicht  mehr leisten können und überall  sparen müssen.  Aber
Hauptsache,  niemand  geht  der  Freiheit  und  der  demokratischen
Grundordnung  an  den  Kragen!  Dieses  ideologische  Einstimmen  auf  die
Militarisierung soll nun an unseren Schulen zur Realität werden. Doch die
Kriege nützen nur der herrschenden Klasse. Auch aus einer ökonomischen
Perspektive  macht  Kriegsführung  für  sie  Sinn,  denn  so  können  sie  in
Krisenzeiten, in denen die Absatzmärkte einbrechen, überflüssiges Kapital
vernichten, indem sie dieses z.B. in Aufrüstung stecken und dann im Falle
eines erfolgreichen Kriegs auch noch ihre Einflusssphäre ausweiten. Doch im
Interesse von uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenklasse ist das alles
nicht: Es ist nicht die herrschende Klasse, die im Waffen- und Bombenfeuer
sterben wird oder die aufgrund von Ressourcenknappheit  hungern muss,
sondern wir sind es! Daher sagen wir ganz klar: Kein Cent, kein Mensch dem
Militarismus.

Die  Bundeswehr  könnte  in  Fällen  von  Aufständen  und  Unruhen  im
Landesinneren natürlich ebenso gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden, auch wenn das niemand gerne zugibt. Gerade in Zeiten von Krisen
sollten wir jedoch vor dieser Möglichkeit nicht die Augen verschließen. Zwar
ist  die  Bundeswehr  hauptsächlich  für  die  Verteidigung  nach  Außen
eingesetzt,  jedoch  ist  ihre  Aufgabe  der  Schutz  des  Landes  und  der
demokratischen Grundordnung. Ein Generalstreik umzingelt  von Leopard-
Panzern? Nicht so der Vibe!



Da in Deutschland bald Wahlen anstehen, werfen wir hierauf noch einen
kurzen Blick:  Die  AfD fordert  besonders  aktiv  die  Wiedereinführung der
Wehrpflicht. Da mit dem Rechtsruck Abschottungspolitik und Nationalismus
noch mehr in den Fokus rücken, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist, muss
uns klar sein, dass wir uns nicht nur gegen die Militarisierung, sondern auch
gegen den Rechtsruck im Allgemein organisieren müssen.

Katastrophenschutz? Der Kapitalismus ist die
Katastrophe!
Bevor wir zu unserer Perspektive kommen, wollen wir hier noch kurz auf die
Doppelmoral  des  Katastrophenschutzes  schauen.  Erstmal  ist  es  natürlich
nicht grundsätzlich abzulehnen, dass die Bevölkerung in der Lage versetzt
werden soll, sich zu schützen, und dies auch schon in der Schule thematisiert
werden  soll.  Ironischerweise  wird  gerade  das  jedoch  immer  wieder
skandal is iert ,  wenn  auf  d ie  Geschichte  der  degenerierten
Arbeiter:innenstaaten, wie der DDR oder der UdSSR geblickt wird, in denen
solche Übungen gängige Unterrichtsinhalte waren. Doch selbst, wenn wir
den Krieg mal ausblenden, so sind auch die anderen möglichen Katastrophen
solche,  die  uns der  Kapitalismus und die  herrschende Klasse bescheren.
Insbesondere bei der Umweltkrise leuchtet das schnell ein. Natürlich ist es
für  die  Bourgeoisie  bequemer,  uns  darauf  zu  drillen  uns  im Falle  einer
Umweltkatastrophe so oder so zu verhalten, anstatt die Ursachen für diese
Katastrophen  und  das  Leid  selber  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  nicht  nur
bequemer, sondern es wäre auch gar nicht in ihrem Interesse, denn den
Katastrophen kann letztlich nur ein Systemwechsel ein Ende setzen, was für
die Kapitalist:innen bedeuten würde, ihre Privilegien und ihren Besitz an
Produktionsmitteln aufgeben zu müssen.

Okay – und jetzt?
Wir finden, die Bundeswehr sollte sich nicht vor unsere Schulklassen stellen
und das Morden in aller Welt im Interesse des deutschen Kapitals als etwas
Erstrebenswertes  verkaufen.  Falls  ihr  also  hört,  dass  die  Bundeswehr in
eurer  Schule  vorbeischauen  will,  sagt  uns  und  eueren  Mitschüler:innen



Bescheid, damit die Veranstaltung blockiert werden kann. Dafür kann man
sich erstmal in der Schule treffen, Flyern, einen Bannerdrop planen oder
auch eine Vollversammlung ausrufen. Damit das klappt, ist es auch sinnvoll,
eine  antikapitalistische,  linke  Schulgruppe  aufzubauen.  Sagt  uns  gerne
Bescheid, wenn ihr Hilfe braucht! Als kommunistische Jugendorganisation
haben wir damit schon viel Erfahrung sammeln können.

Doch nur an der Schule können wir die Militarisierung nicht aufhalten. Wir
müssen uns in allen Teilen unseres Lebens organisieren,  als  Jugend und
zusammen mit der Arbeiter:innenklasse. Wir müssen daher auch eine neue
Jugendinternationale  und  eine  neue  revolutionäre  Partei  aufbauen.
Außerdem braucht es eine massenhafte Anti-Militarisierungsbewegung, an
der auch die Gewerkschaften und die reformistischen Arbeiter:innenparteien
teilnehmen, auch wenn sie uns gerade massiv in den Rücken fallen.  Die
Gewerkschaften müssen durch Basisoppositionen zurückerobert werden. Nur
mit ihnen und der Arbeiter:innenklasse lässt sich das Morden beispielsweise
durch  Blockaden  von  Waffenlieferungen  beenden  und  letztlich  der
Kapitalismus  durch  eine  revolutionäre  Systemüberwindung  zerschlagen.
Denn: wahren Frieden kann es in der Klassengesellschaft nicht geben, erst
der  Sozialismus  kann  diesen  uns  und  allen  Menschen  auf  der  Welt
ermöglichen. Lassen wir nicht zu,  dass wir,  unsere Freund:innen, unsere
Mitschüler:innen,  unsere  Bekannten,  unsere  Familien  und  unsere
Nachbar:innen zu Kanonenfutter  werden.  Konkret  setzen wir  uns für die
folgenden Forderungen ein:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen  gemeinsam mit
der Arbeiter:innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.



Rechtsruck, Krise und Lage von
Frauen
von Kai Zumar, Revolution, FIGHT! März 2024

Für Linke, Frauen, queere Menschen, rassistisch Unterdrückte und andere
gesellschaftlich Unterdrückte und Menschen, die in Armut leben, fängt 2024
als gut geölte Rutschbahn in die Hölle an. Der Klimawandel droht nach wie
vor,  unseren  Planeten  buchstäblich  höllisch  heiß  zu  machen.  Mit  der
Wirtschaft geht es bergab, Rechte sind auf dem Vormarsch, und alles scheint
in deprimierender Perspektivlosigkeit zu versinken. Hinzu kommen Kriege
und Auseinandersetzungen weltweit. Es wird weiterhin von einem sinkenden
Produktionsniveau,  Stagnation  und  Rezession,  steigender  Arbeitslosigkeit
und hoher Inflation in Deutschland ausgegangen. Weltweit  sieht es nicht
besser aus,  wie auch der ökonomische Kollaps von Halbkolonien wie Sri
Lanka oder Pakistan verdeutlicht.

Wirtschaftskrise
„Schlechter  war  die  Stimmung  in  diesem  Punkt  zuletzt  im  Jahr  der
Finanzkrise  2009“,  meinte  der  Direktor  des  Instituts  der  deutschen
Wirtschaft (IW) Ende 2023. Dass direkt die Krise 2008/2009 zur Sprache
kommt, ist kein Zufall. Denn die weltweite Wirtschaftskrise, die wir immer
mehr  beobachten  können,  ist  direkte  Folge  dieser  damals  nicht  voll
aufgelösten Krise. Eine massive Blase auf den Hypotheken- und Hausmärkten
war 2008 geplatzt, als sich Rückzahlungsausfälle häuften. In der Folge kam
es zu einer enormen globalen Profitkrise. Doch während es üblicherweise zu
einer Erholung kommen kann, wenn eine Reihe an Firmen pleitegeht und es
damit zu einer Vernichtung (Außerdienststellung) von ihrem fixen Kapital (z.
B. Maschinen) kommt, woraufhin der Anteil an menschlicher Arbeit in der
Produktion  und  damit  die  Profitraten  wieder  steigen,  wurde  diese
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Entwicklung  2008/9  aufgeschoben.  Erreicht  wurde  das  durch
Niedrigzinspolitik,  die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen
und  internationale  Koordination.  Losgetreten  und  befeuert  durch  die
Coronapandemie und die Energiekrise rollt die jetzige Krise als Folge dieser
Politik über uns hinweg. Für Frauen hat schon die Pandemie nicht nur einen
unfassbaren Anstieg an häuslicher Gewalt und ein Eingesperrtsein mit ihren
Tätern, sondern auch überdurchschnittlich oft Entlassung und Prekarisierung
bedeutet,  was  sie  zusätzlich  ökonomisch  abhängiger  macht,  als  sie  es
ohnehin  oft  sind.  Hinzu  kam dann noch  eine  heftige  Mehrfachbelastung
dadurch, dass Frauen einerseits besonders oft in „systemrelevanten“ Jobs
und im Gesundheitssystem arbeiten, das ohnehin kaputtgespart ist und wo
sie Ansteckung noch mehr ausgesetzt  sind,  und andererseits,  dass durch
geschlossene  Kindergärten  und  Schulen  sowie  Homeoffice  viel  mehr
Reproduktionsarbeit in den privaten Familienhaushalt und damit die Frau in
eine  reaktionäre  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  gedrängt  wurden.  Die
Rückbesinnung  auf  die  bürgerliche  Kleinfamilie  wirkt  sich  auch  durch
steigende Gewalt gegen LGBTQ+-Menschen aus. Viele von ihnen mussten
lange  Lockdowns  mit  queerfeindlichen  und/oder  gewalttätigen
Familienmitgliedern verbringen und waren gezwungen, sich tief im Schrank
zu verschanzen. statt frei und geoutet zu leben. Für viele trans Personen
bedeutete die Krise des Gesundheitssystems noch längere Wartezeiten oder
die  Aussetzung  von  lebensrettenden  Operationen  und  Behandlungen,
während Schutz- und Therapieangebote weiterhin völlig unzureichend sind.
Wie in einem Spießroutenlauf ging es nach der Zeit der Lockdowns weiter
mit Inflation und einer Krise, die sowohl von ihrem Wesen her als auch in
ihren Auswirkungen weitaus umfassender ist als 2008. Für Frauen, die öfter
in sozialen Bereichen, anderen schlecht bezahlten Jobs und besonders in
einigen  Halbkolonien  überdurchschnittlich  oft  im  informellen  Sektor
arbeiten,  macht eine Inflation von bis zu 8,8% in Deutschland 2023 und
weitaus höher in anderen Teilen der Welt schnell den Unterschied zwischen
gerade noch durchkommen und hungern müssen aus. Besonders, wenn man
dann noch  alleine  Kinder  großziehen  muss.  Auch  queere  Menschen,  die
überdurchschnittlich  oft  arm,  arbeitslos  oder  wohnungslos  sind,  werden
besonders hart von der Krise getroffen. Die Lösungsansätze von 2008 waren
für Arbeiter:innen und gesellschaftlich Unterdrückte nicht viel besser. Doch



sie  jetzt  einfach  zu  wiederholen,  geht  auch  nicht.  Die  mitgeschleppten
Probleme der letzten Krise machen das unmöglich. Die Nullzinspolitik ist
erschöpft, Quantitative Easing hat zu viele Nebenwirkungen, die Kosten sind
nicht  komplett  auf  Arbeiter:innen  abwälzbar  und  die  internationale
Konkurrenz,  entgegenstehende  Kapitalinteressen  und  daraus  entstehende
militärische Konflikte verhindern internationale Koordinierung.

Geopolitische Lage
Solche politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konflikte können wir
gerade  in  großem Ausmaß an  vielen  Stellen  beobachten  –  seien  es  der
Handelskrieg  zwischen  China  und  den  USA,  der  Genozid  gegen  die
Palästinenser:innen  oder  der  immer  noch  andauernde  Ukrainekrieg.  Als
Folge von unsicheren Produktions- und Handelsketten durch die Pandemie
und die globale Rezession verlagern die imperialistischen Zentren wichtige
Industrien des nationalen Kapitals immer mehr in ihre eigenen Einflusszonen
zurück  und  betreiben  so  eine  Politik  des  „Reshoring“.  Das  sehen  wir
beispielsweise  an  der  Wiedereinführung  von  Zollschranken  oder  den
Versuchen  Chinas,  eigene  Alternativen  zu  dem  internationalen
Zahlungssystem SWIFT zu etablieren. Dieses Reshoring äußert sich auch in
vermehrter  imperialistischer  Blockbildung.  In  einer  Welt,  in  der  jede
Ressource und jedes Fleckchen schon von irgendwem/r kontrolliert  wird,
versuchen  einzelne  Kapitalfraktionen  verzweifelt,  während  der  Rezession
ihren Einfluss zu behalten oder auszuweiten,  um sich ihren Platz  in der
internationalen Konkurrenz zu sichern. Zunehmend nimmt dieser Kampf um
die Neuaufteilung der Welt militärische Formen an. Doch viele dieser Kriege
sind  geopolitische  Konflikte  von  Imperialist:innen,  bei  denen  für
Arbeiter:innen nie was drin ist. Von welchem Imperialismus sie unterdrückt
und ausgebeutet werden, macht kaum einen Unterschied. Für sie bedeutet
Krieg die Zerstörung ihrer Lebensgrundlage, oft Nahrungsmittelknappheit,
noch mehr Ausbeutung und, sich für fremde Interessen erschießen zu lassen.
Doch auf Frauen und queere Menschen haben auch Krieg und Flucht oft
noch  extremere  Auswirkungen.  Darum gilt  es,  besonders  Kämpfe  gegen
nationale  Unterdrückung  wie  in  Kurdistan  oder  Palästina  zu
antiimperialistischen,  revolutionären  Befreiungskämpfen  auszuweiten,  in



denen Frauen eine führende Rolle  für  ihre eigene Befreiung einnehmen.
Neben einer allgemeinen Verschlechterung der Lebensbedingungen kommt
es  in  Kriegssituationen  oft  zu  einem enormen Anstieg  an  Gewalt  gegen
Frauen und queere Menschen. Besonders Vergewaltigungen als massenhaft
angewendete, verbrecherische Kriegstaktik, um einer ganzen Bevölkerung
oder  Bevölkerungsgruppe  nachhaltig  zu  schaden,  kommt  fern  von  jeden
Beteuerungen über Menschenrechte und Schutz der Zivilbevölkerung oft vor
(z. B. Ruanda 1994, Nanking 1937, Bosnien und Herzegowina 1992 – 1995).
Konsequenzen hat das für die meisten Täter nicht, obwohl die UNO (erst)
2008 in einer Resolution zu einem sofortigen Stopp von sexueller Gewalt in
der  Kriegsführung  aufrief.  In  dem  UNO-Bericht  dazu  von  2023  wurde
festgehalten,  dass  diese  Verbrechen  weiter  eine  relevante  Rolle  in  der
Kriegsführung  spielen,  im  Kontext  sich  zuspitzender  Konflikte  sogar
zugenommen  haben,  sie  weiterhin  auch  von  UNO-Soldat:innen  ausgeübt
werden  und  nach  wie  vor  die  meisten  Taten  unbestraft  bleiben.  Noch
extremer  als  während  Corona  trifft  auch  der  Zusammenbruch  des
Gesundheitswesens  im  Krieg  Frauen  und  LGBTQ+-Menschen  besonders
stark, nicht nur weil sie häufig in diesem Bereich arbeiten. Oft gehen die
Zahlen von Geburtensterblichkeit drastisch in die Höhe. Dazu kommt, dass
eine Frühwitwenschaft durch Krieg die ohnehin bestehende Altersarmut von
Frauen verstärkt. Auch werden im Krieg oft Kinderbetreuung, Bildung oder
Sozialdienste  ausgesetzt,  wodurch  Frauen  mit  noch  mehr  unbezahlter
Reproduktionsarbeit zurückgelassen werden als sonst. Doch nicht nur die
zuhause  Gebliebenen  haben  es  schwer,  auch  auf  der  Flucht  zeigt  sich
sexuelle  Unterdrückung  gegen  Frauen  und  queere  Menschen.  Etwa  die
Hälfte der über 27 Mio. Menschen, die gerade auf der Flucht sind, sind
Frauen.  Auch  hier  erfahren  sie  häufig  sexuelle  Gewalt  und  tragen
Verantwortung für Kinder und Familien. Auch queere Menschen erfahren oft
Gewalt auf der Flucht.  Die auch nur unzureichenden Schutzversuche der
UNO für geflüchtete Frauen wie die Einrichtung von geschlechtergetrennten
Sanitäranlagen bieten diesen Land erreichen, werden Verfolgungen aufgrund
sexueller Orientierung oder des Geschlechts oft de facto nicht anerkannt.
Rechtsruck Doch auch abgesehen von spezifischer Unterdrückung wird die
Situation für Geflüchtete ja immer schlechter. Die AfD in Deutschland würde
am liebsten wieder die Rassentheorie auspacken und nicht nur Geflüchtete,



sondern  gerne  gleich  alle,  die  kein  „reines,  deutsches  Blut“  haben,
abschieben. Schweden erlässt ein Gesetz, nach dem alle im sozialen Bereich
Arbeitenden  gezwungen  sind,  Menschen  ohne  Papiere,  die  ihre  Hilfe
aufsuchen, an den Staat zu melden. Die EU schafft fröhlich das Asylrecht
nach und nach ab und verweigert Geflüchteten Grundrechte. Es scheint, als
gäbe es keine Ecke mehr auf der Welt, aus der nicht Meldungen über neue
rechte Regierungen oder rassistische Gesetzgebungen kommen. Analog zu
der  Wirtschaftspolitik  des  Reshorings  und  der  Blockbildung  greift  auf
ideologischer Ebene eine neue Welle des Nationalismus um sich. Wir erleben
eine allgemeine Entwicklung nach rechts, die sich aus der Schwäche der
Linken und der Wirtschaftskrise speist. Die Krise führt zu Abstiegsängsten
beim Kleinbürger:innentum und  zur  Prekarisierung  vieler  Arbeiter:innen.
Mangels irgendeiner fortschrittlichen Perspektive wenden sie sich zum Teil
an  Rechte,  die  versprechen,  das  Gefühl,  es  gäbe  zu  wenig,  damit  zu
beantworten, dass halt noch weniger geteilt wird (was faktisch Rassismus
und Umverteilung nach oben bedeutet).  Auch das binnenmarktorientierte
Kapital wendet sich den Rechten zu, die ihre Interessen viel eher vertreten
als die der Kleinbürger:innen oder gar Arbeiter:innen. Es ist also kein Zufall,
dass AfD, Sverigedemokraterna (rechte Regierungspartei in Schweden) oder
die Fratelli d’Italia gerade jetzt so stark sind. Und es ist auch kein Zufall,
dass die  Rechten in  Italien Mussolinis  alte  Parole  „Dio,  patria,  famiglia“
(Gott,  Vaterland,  Familie)  wieder aufwerfen oder die  AfD dafür  ist,  dass
Kinder  die  ersten  drei  Jahre  zu  Hause  von  der  Mutter  betreut  werden,
während  sie  gleichgeschlechtlichen  Paaren  gerne  Kinderkriegen  und
Heiraten  verbieten  würde.

Reproduktionsarbeit
Es ist kein Wunder, dass Krise und Rechtruck mit einer Rückbesinnung auf
die bürgerliche Kleinfamilie und damit Angriffen auf die Rechte von queeren
Menschen  (siehe  Transfeindlichkeit,  besonders  in  den  USA,  Russland,
Großbritannien  …)  und  von  Frauen  (z.  B.  Kürzungen  von  Geldern  für
Frauenhäuser,  Ab�treibungsrecht)  einhergehen.  Denn  die  bürgerliche
Kleinfamilie ist der Ort, an dem im Kapitalismus die Arbeitskraft reproduziert
wird.  Wer  morgens  brav  zur  Arbeit  erscheinen  soll,  wurde  irgendwann



geboren, erzogen und hat Bildung erfahren, braucht einen vollen Magen,
eine saubere Wohnung, in der sie/er leben und schlafen kann, gewaschene
Klamotten etc. Und wer putzt die Wohnung, erzieht die Kinder, kocht Essen,
geht  einkaufen,  wäscht  Geschirr  und  Kleidung?  Frauen  wenden  im
Durchschnitt in Deutschland 52,4 % mehr Zeit für unbezahlte Sorgearbeit
auf (bei 34-Jährigen sind es sogar 110,6 %). Ganz schön praktisch für die
Kapitalist:innen,  die  dadurch  nicht  für  die  Reproduktionsarbeit
verantwortlich sind und mehr Profite machen können. Ideologien wie die
Erzählung von der perfekten Hausfrau und dem umsorgenden weiblichen
Wesen halten diese Arbeitsteilung (bzw. Mehrarbeit der Frauen) genauso
aufrecht wie Regelungen wie z. B. die Bedarfsgemeinschaft für den Empfang
von Sozialleistungen oder Ehegattensplitting. Und besonders in einer Krise
gilt es für die Kapitalist:innen, Arbeitskraft so billig wie möglich, bestenfalls
kostenlos  zu  mobilisieren.  Sexistische  Erzählungen  kommen  darum  in
Krisenzeiten oft mehr auf und rechtfertigen die unbezahlte Hausarbeit und
das Abschieben von Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse. In Deutschland
arbeitet momentan fast die Hälfte aller Frauen in Teilzeit (bei Männern sind
es 12,7 %). In den fünf schlechtest bezahlenden Branchen arbeiten auch
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h  v i e l e  F r a u e n ,  b e i s p i e l s w e i s e  i m
Lebensmitteleinzelhandel mit über 80 %. Von ihnen wird erwartet, dass sie
den Haushalt schmeißen, während sie gleichzeitig der Lohnarbeit nachgehen
müssen, um sich über Wasser zu halten. Die Familie als ökonomische Instanz
wird  so  immer  unattraktiver.  Das  möchten  die  Rechten  gerne  ändern.
Allerdings nicht, indem sie Hausarbeit vergesellschaften und damit Frauen
von  dieser  Doppelbelastung  befreien.  Außerdem  sollen  alle  staatlichen
Unterstützungen  bitte  nur  für  „klassische“  Familienmodelle  (á  la  eine
deutsche  Mutter,  ein  deutscher  Vater  und  deren  leibliche  Kinder)  zur
Verfügung stehen. Doch dieses Beharren auf sexistischen Erzählungen und
der bürgerlichen Kleinfamilie, in der die Frau abhängig vom Mann ist, ist
gefährlich.  Zum  einen  sind  da  die  Mehrbelastung,  die  ökonomische
Abhängigkeit, die mit der Krise noch steigt, und fehlende Selbstbestimmung
über den eigenen Körper sowie die sexuelle Gewalt. Aber da hört es nicht
auf. Frauen werden täglich ermordet, einfach weil sie Frauen sind. Parallel
zum Anwachsen sexistischer Ideologien ist auch die Zahl an Femiziden in den
letzten Jahren immer noch erschreckend hoch. Mehr als 135 Frauen sind es



weltweit  täglich,  die  Dunkelziffer  dürfte  weit  höher  liegen,  zumal  diese
Statistik nur von Morden in der Familie oder Partner:innenschaften ausgeht.
In Deutschland wird etwa jeden dritten Tag ein Mädchen oder eine Frau in
einem  Femizid  ermordet.  2022  wurden  so  viele  Frauen  in  einem  Jahr
ermordet wie noch nie. Österreich ist eines der wenigen Länder, in denen es
regelmäßig sogar mehr ermordete Frauen als Männer gibt. Mehr als 70 %
dieser Morde werden von (Ex-)Partnern begangen. Und auch in Ländern, in
denen die allgemeine Mordrate sinkt, bleibt die Zahl der Femizide laut den
(sehr unzureichenden) Studien relativ konstant. Neben den schon genannten
Gründen, die aus Krise und Rechtsruck erwachsen, kommt hier noch dazu,
dass die Krise auch die gesellschaftliche Position der Männer angreift. Viele
können ihre zugeteilte Rolle als Ernährer und Familienoberhaupt nicht mehr
spielen. Die ökonomische Abhängigkeit wächst und für Frauen und queere
Menschen  wird  es  sehr  schwierig,  den  unter  diesem  Druck  oft
missbräuchlichen Familien- oder Beziehungsverhältnissen zu entfliehen.

Perspektive
So  weit,  so  deprimierend.  Doch  all  diese  Umstände  sind  mehr  als  nur
traurige Fakten. Uns als Revolutionär:innen zeigen sie Zusammenhänge auf,
die wir zu ihrer Bekämpfung unbedingt verstehen müssen. Sie zeigen uns,
dass wir wahrhaftig am Anfang einer „Zeitenwende“ stehen, wie Scholz es
einmal ausdrückte. Und dass es an uns ist, dafür zu sorgen, dass sich die Zeit
im Sinne  der  Arbeiter:innen,  der  Frauen,  queeren  Menschen,  rassistisch
Unterdrückten und all jenen wendet, die keinerlei Interesse am Fortbestehen
des Kapitalismus und seiner Krisen haben.  Gerade in solch umfassenden
Krisen besteht im Rahmen des Möglichen unsere Pflicht und Aufgabe darin,
dem  voranschreitenden  Rechtsruck  und  den  drängenden  Fragen  und
Problemen unserer  Zeit  eine fortschrittliche,  linke Antwort  auf  die  Krise
entgegenzustellen.  Das  bedeutet,  Bewegungen  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenkosten auf  die  Arbeiter:innen aufzubauen und sowohl  Forderungen
gegen  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren  Menschen  (z.  B.
Vergesellschaftung der Hausarbeit) als auch gegen Rassismus (z. B. offene
Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle) aufzuwerfen und miteinander
zu  verknüpfen.  Das  bedeutet,  dass  wir  demokratisch  legitimierte



Selbstschutzorgane  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  brauchen,  die  sich
gegen  Sexismus  und  Rassismus  sowie  rechten  Angriffen  entgegenstellen
können.  Das bedeutet,  dass Frauen und queere Menschen eine führende
Rolle  im  Kampf  um  ihre  eigene  Befreiung  einnehmen  und  gleichzeitig
verstehen müssen, dass unsere vollständige Befreiung im Widerspruch zu
den  Interessen  des  Kapitalismus  steht,  alle  unsere  Kämpfe  sich  deshalb
gegen diese Wurzel unserer Unterdrückung richten müssen. Und vor allem
bedeutet  das  auch,  den  Imperialismus  und  seine  Krisen  als  globales
Phänomen zu betrachten, auf das es nur internationale Antworten geben
kann. In jeder Bewegung gegen Krise, Krieg und Blockbildung müssen wir
dabei  für  einen internationalistischen und antiimperialistischen Charakter
eintreten. Jeden Konflikt, der einen fortschrittlichen Charakter trägt, etwa
die  Verteidigung  Rojavas,  die  Befreiung  Palästinas  oder  den  Sturz  des
iranischen Regimes gilt es, in einen revolutionären Kampf gegen die „eigene“
Bourgeoisie  und  den  Imperialismus  zu  verwandeln,  in  dem  Frauen  und
LGBTQ+-Personen  ihre  Entrechtung  beenden  und  Perspektiven  für  ein
befreites Leben aufwerfen können. Im selben Atemzug gilt es, die Organe
und  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unter  Druck  zu  setzen  und
gegen die Krise zu mobilisieren: Vor allem die Gewerkschaften müssen sich
gegen eine Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen stellen und
fordern,  dass  stattdessen die  Reichen zur  Kasse  gebeten werden.  Es  ist
unsere Aufgabe als Revolutionär:innen, diese Forderungen und Perspektiven
in die aktuellen sozialen Kämpfe zu tragen und gemeinsam für eine Welt
ohne kapitalistische Krisen und Ausbeutung zu kämpfen.

Den Rechtsruck aufhalten – aber
wie?
Von Emilia Sommer, Revolution, FIGHT! März 2024
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Die Umfragewerte der AfD sind so hoch wie nie. Sie stellt zum ersten Mal
Bürgermeister:innen  und  plant  auf  Geheimtreffen  massenhafte
Abschiebungen.  Gleichzeitig  verabschiedete  die  Regierung  ein
Rückführungsgesetz, welchen ebendies erleichtert, und der  deutsche Staat
geht mit extremer Gewalt gegen palästinasolidarische Menschen vor, führt
Razzien durch und kriminalisiert Aktivist:innen. Auch wenn sie sich aktuell
medienwirksam auf den Anti-AfD-Protesten zeigt, ist klar, dass die Ampel-
Regierung mit ihrer Umsetzung rechter Forderungen den Rechtsruck aktiv
befeuert und den Aufstieg von AfD & Co mit ermöglicht.

Ein internationales Problem
Auch international ist der Rechtsruck nicht zu übersehen: Ob Fratelli d’Italia
in Italien, Geert Wilders in den Niederlanden, Milei in Argentinien oder die
rechtspopulistischen  „Schwedendemokraten“,  alle  zeigen,  dass  rechte
Regierungen  auf  dem  Vormarsch  sind  und  eine  kämpferische  linke
Perspektive noch immer auf sich warten lässt. Dabei schüren sie nicht nur
Rassismus, sondern bringen auch für Frauen und Queers einen Rollback mit
sich. So erließ  2020 das polnische oberste Gericht ein nahezu vollständiges
Verbot  von   Schwangerschaftsabbrüchen,  viele  US-amerikanische
Bundesstaaten zogen nach und auch, wenn es in Deutschland seit knapp zwei
Jahren nicht mehr strafbar ist,  warten wir vergeblich auf Streichung des
§ 218, der diese nach wie vor kriminalisiert und lediglich duldet trotz großer
Ankündigungen der Ampel. Doch die Liste geht noch weiter: In Italien stellte
die  Regierung  kürzl ich  die  Geburtsurkunden  von  Kindern  in
Regenbogenfamilien in Frage – also gleichgeschlechtlicher Eltern. Das Ziel:
Nur der „leibliche“ Elternteil soll anerkannt bleiben. Dem oder der Partner:in
wird demnach der Elternstatus entzogen. Das ungarische Parlament geht
sogar  so  weit,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  dazu  ermuntert,
gleichgeschlechtliche  Eltern  wegen  Verletzung  der  „verfassungsrechtlich
anerkannten  Rol le  von  Ehe  und  Famil ie“  bei  den  ört l ichen
Strafverfolgungsbehörden  zu  melden.  Neben  der  Anzeige  von
Regenbogenfamilien  erlaubt  das  Gesetz  auch  die  anonyme  Anzeige  von
„jedem/r, der/die die wahre Bedeutung von Familien, die in der ungarischen
Verfassung definiert  ist,  leugnet oder ändert“.   All  das führt  uns zu der



Frage: Was tun? So weitergehen kann es schließlich nicht. Doch bevor wir
dazu kommen, müssen wir zuerst kurz anschauen, woher der Rechtsruck
kommt und warum aktuell so viele rechts wählen.

Krise und Rechtsruck: die Ursache kennen
Dazu müssen wir zunächst einen Blick in die Vergangenheit werfen: Seit der
Weltwirtschaftskrise  2007/08  hat  sich  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Kapitalisten:innen und ihren Staaten verschärft. Es kam zu einer
massiven Konzentration von Kapital. Gerade die größeren Monopole konnten
davon profitieren, während kleinere Unternehmen nicht mithalten konnten.
Kleinere Unternehmer:innen, auch gerne als Mittelstand bezeichnet, haben
Angst, ihre Stellung zu verlieren und pleitezugehen. Getrieben von der Angst
vor sozialem Abstieg fangen sie an, laut herumzubrüllen: Protektionismus,
Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente,  um
sich  zu  schützen.  Kurz  gesagt:  Sie  wollen  das  Rad  der  Geschichte
zurückdrehen, um nicht ihren Reichtum zu verlieren. Sie wollen den globalen
Kapitalismus also auf reaktionäre Art bekämpfen. Mit der Fokussierung auf
Nationalstaat  und  Protektionismus  geht  auch  einher,  dass  das  Ideal  der
„bürgerlichen Familie“ gestärkt werden muss. Denn im Kapitalismus ist die
Arbeiter:innenfamilie der Ort, wo unbezahlte Reproduktionsarbeit stattfindet.
Ob  nun  Kindererziehung,  Altenpflege,  Waschen  oder  Kochen  –  all  das
reproduziert  die  Arbeitskraft  der  einzelnen  Arbeiter:innen  und  sorgt
gleichzeitig dafür, dass dem Kapital die Arbeitskraft nicht ausgeht. Oftmals
wird diese unbezahlte Hausarbeit von Frauen verrichtet. Diese Arbeitsteilung
wird dadurch gefestigt, dass sie weniger Lohn als Männer erhalten und sie
somit nach einer Schwangerschaft eher zu Hause bleiben. So verdienen sie
beispielsweise im Schnitt immer noch weniger als Männer trotz öffentlichem
Diskurses  über  den  Gender  Pay  Gap,  machen  deutlich  mehr  der
Beschäftigten in sozialen Berufen aus und arbeiten immer noch doppelt so
lang im Haushalt wie Männer. Im Kontrast dazu stehen erkämpfte Rechte
von Frauen und LGBTIAs.  Ob nun Legalisierung von Homosexualität,  die
Gleichstellungsgesetze,  das  Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen
Körper – all das lehnen die Rechten mit aller Macht ab. Das traditionelle Bild
der Frau als Mutter, emotionale Versorgerin und Pflegende trägt also aktiv



zur  Profitmaximierung  bei,  Sexismus  hat  eine  materielle  Grundlage  und
queere  Partner:innenschaften,  Identitäten  und  Familien  stellen  dieses
klassische  Bild  infrage.

Warum  wählen  aktuell  so  viele  Menschen
rechts?
Natürlich gibt es dafür mehrere Gründe. An dieser Stelle wollen wir uns
jedoch auf  einen konzentrieren –  die Finanzkrise 2007/2008.  Im Rahmen
dieser nahm nicht nur die Konkurrenz zwischen einzelnen Kapitalfraktionen
zu. Es kam auch zu einer wachsenden Verelendung der Arbeiter:innenklasse.
Damals  wurden die  Kosten der  Krise  auf  diese  abgewälzt:  Viele  wurden
entlassen,  vielerorts  sind  Löhne  nicht  gestiegen,  während  zugleich  die
Lebenshaltungskosten in die Höhe kletterten. Dagegen passiert ist nicht viel.
Massenproteste wurden im Namen der Sozialpartnerschaft klein gehalten
oder konnten nicht gewonnen werden wie in Griechenland. Das hat viele
enttäuscht und so wendeten sie sich beispielsweise der AfD zu, die sich als
Alternative  zu  den  etablierten  Parteien  mittels  Ablehnung  der  EU  und
rassistischer Hetze darstellen konnte. Doch statt dem was entgegenzusetzen,
gab es eine Verschiebung nach rechts. Viele Parteien haben sich vor den
Karren  spannen  lassen.  Während  Rechtspopulist:innen  hetzten,
verabschiedeten sie Gesetze und stimmten in den Chor mit ein. Vorbei ist die
Willkommenskultur, jetzt haben wir einen Olaf Scholz der sagt „Wir müssen
endlich konsequent abschieben”. Das ist kein Zufall: Getrieben von der Angst
vor Wähler:innenverlusten bildet Rassismus gleichzeitig ein gutes Mittel, um
von  Einsparungen  und  fehlenden  Lohnerhöhungen  abzulenken.
Migrant:innen werden zum Problem gemacht, nicht nicht die Unterordnung
aller politischen Ziele unter die Interessen des Kapitals. Die Krise im Zuge
der Pandemie befeuerte diese Entwicklung erneut. Doch so abgefuckt diese
Entwicklung ist: Es liegt in unseren Händen, etwas dagegen zu tun. Aber was
braucht es, um den Rechtsruck aufzuhalten?

Gemeinsam gegen den Rechtsruck!
Um den Vormarsch der Rechten zu stoppen, müssen wir eine Bewegung



aufbauen. Dabei braucht es nicht nur einzelne Mobilisierungen, bei denen
sich Regierungsvertreter:innen, die letzten Endes den Aufstieg der AfD mit
zu verantworten haben, ggenseitig auf die Schultern klopfen können ganz
nach dem Motto: „Jetzt waren wir auch im Widerstand!”, während sie einen
Atemzug später Gesetze verabschieden, die mehr von uns abschieben. Wir
brauchen mehr:

Raus  aus  der  Defensive:  Gegen   Sparpolitik  und  soziale1.
Unterdrückung!

Statt  sich  einfach  nur  an  den  Rechten  abzuarbeiten  und  auf  diese  zu
reagieren, müssen wir konkrete Verbesserungen erkämpfen. Das heißt, wir
sind  nicht  nur  gegen  Abschiebungen,  sondern  für  offene  Grenzen  und
Staatsbürger:innenrechte für alle. Wir fordern nicht nur Abrüstung, sondern
lehnen jede Finanzierung des staatlichen Gewaltmonopols, also der Polizei
und Bundeswehr,  getreu dem Motto,  „Keinen Cent  für  Militarismus und
Repression“  ab.  Auch  treten  wir  nicht  nur  gegen  die  zahlreichen
Sparmaßnahmen, sondern für den Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, die
Enteignung der Wohnungsspekulation, der großen Banken und Konzerne ein,
für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und  Bildungssystems  durch
Besteuerung von Profit  und Vermögen der Reichen – unter Kontrolle der
Arbeiter:innen, Mieter:innen, Lehrenden und Lernenden. Dabei ist es zentral,
daran  anzusetzen,  was  den  Rechtsruck  befeuert:  Sparpolitik  und
Sozialpartnerschaft.  Allerdings darf man auch nicht der Illusion verfallen,
dass es nur ausreicht, die „sozialen Fragen“ zu betonen. Diese Forderungen
müssen  konsequent  mit  Antirassismus  und  -sexismus  verbunden  werden,
denn  nur  in  praktischen  Kämpfen  kann  man  den  sich  etablierenden
Rassismus zu beseitigen anfangen. Widmet man sich in der jetzigen Situation
nur den sozialen Fragen, vergisst man, dass soziale Unterdrückung spaltet,
und kann sie schlechter bekämpfen:

Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Gewinn
aus der Krise ziehen!



Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitende Lohnskala!

Druck ausüben und klaren Klassenstandpunkt beziehen2.

Breite Proteste, wie wir sie mit #wirsinddiebrandmauer sehen, scheinen auf
den ersten Blick wünschenswert. Doch die große Einheit, die die scheinbar
größte Stärke des Protestes ist, macht gleichzeitig ihre größte Schwäche aus.
Doch uns helfen weder Versammlung aller linken Kleinstgruppen, die die
besten Forderungen aufwerfen, aber keine reale Verankerung auf die Straße
bringen, noch riesige Proteste, die nur abstrakte, verwaschene Parolen wie
„Menschenwürde” und „Toleranz” vor sich her tragen.

Deswegen treten wir für ein Bündnis vor allem aus den Organisationen der
Arbeiter:innenklasse,  also  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie  und  linken
Reformist:innen, ein. Diese in Bewegung zu setzen, ist zentral, da sie einen
Großteil der organisierten Arbeiter:innen hinter sich herführen. Das ist ein
entscheidender Punkt, wenn es darum geht, Verbesserungen zu erkämpfen.
Dies wird nicht nur mittels Demonstrationen passieren, sondern man muss
beispielsweise mittels Streiks Druck ausüben. Das heißt nicht, dass Kräfte
wie die Grünen nicht mitlaufen können – nur sollte man für deren Beteiligung
keine  Kompromisse  eingehen.  Denn  Rassismus  und  Sexismus  sind  nicht
einfach nur beschissen. Sie schwächen auch das objektive Interesse aller
Arbeiter:innen.  Anstatt  zusammen  für  eine  bessere  Lebensgrundlage
einzutreten, bekämpft man sich gegenseitig („Teile und herrsche!“). Doch
diese in Bewegung zu setzen, ist gar nicht so einfach. Deswegen muss man
versuchen, in bestehenden Proteste zu intervenieren, und klar aufzeigen: Ihr
wollt  den Rechtsruck aufhalten? Dann lasst  uns Verbesserungen für  alle
erkämpfen und mobilisiert richtig dafür! Wir brauchen nicht nur Floskeln,
sondern konkrete Aktionen!

Um das zu ermöglichen, setzen wir uns im Rahmen solcher Bündnisse – auch
Einheitsfronent genannt – für volle Kritik- und Propagandafreiheit ein. Denn
es muss möglich sein, gemeinsam Proteste zu organisieren und gleichzeitig



Unterschiede  sowie  Differenzen  zu  äußern,  damit  auch  innerhalb  der
gesamten  Bewegung  politische  Vorschläge  diskutiert  werden.

Rein in den Alltag: Für eine Basisbewegung an Schulen, Unis3.
und in Betrieben!

Große  Demonstrationen  und  Kundgebungen  sind  gut,  aber  reichen  bei
weitem nicht aus. Sie mögen vielleicht jenen, die schon überzeugt sind, Kraft
geben.  Aber  das  Ziel  bleibt  jedoch,  mehr  Menschen  zu  erreichen  und
überzeugen.  Stattfinden  kann  das,  indem  man  Kämpfe  um  reale
Verbesserungen für alle organisieren hilft und diese an jene Orte trägt, wo
wir  uns  tagtäglich  aufhalten  müssen:  Schulen,  Unis  und  Betriebe.
Demonstrationen oder Kundgebungen können als Aufhängerinnen genutzt
werden, um Vollversammlungen vor Ort zu organisieren, Aktionskomittees zu
bilden,  die die Forderungen der Bewegung erklären und gleichzeitig mit
Problemen vor Ort verbinden. Deswegen ist es zentral, dass Organisationen,
die den Protest unterstützen, nicht nur einen Aufruf unterzeichnen, Geld
spenden  und  eine  Pressemitteilung  herausgeben,  sondern  auch  ihre
Mitgliedschaft dazu aufrufen, aktiv an Schulen, Unis und in Betrieben zu
mobilisieren.

International is’ Muss!4.

Der Rechtsruck ist nicht nur ein deutsches, sondern internationales Problem.
Hinzu  kommt,  dass  mit  Deals  zwischen  unterschiedlichen  Ländern  oder
gemeinsamen „Initiativen“  wie  Frontex  vor  allem imperialistische Länder
versuchen, sich die Probleme der Geflüchteten vom Leib zu halten. Wenn wir
uns dem Rechtsruck entgegenstellen, Festungen wie die Europas erfolgreich
einreißen  wollen,  bedarf  es  mehr  als  einer  Bewegung  in  einem  Land.
Deswegen müssen wir  das  Ziel  verfolgen,  gemeinsame Forderungen und
Aktionen  über  die  nationalen  Grenzen  hinaus  aufzustellen.  Das  kann
anfangen,  indem  man  gemeinsame  Aktionstage  plant  und  schließlich
gemeinsame  Strategie-  und  Aktionskonferenzen  organisiert,  in  denen
Aktivist:innen  gemeinsam  über  die  Perspektive  der  Bewegung  entscheiden.



Bewegung alleine reicht nicht!
Doch die Aufgabenliste endet für uns damit nicht: Bewegung alleine reicht
nicht  aus.  Sie  kann  es   nicht  schaffen,  die  Wurzeln  von  sozialer
Unterdrückung  wie  Rassismus,  Sexismus  oder  LGBTIA+-Diskriminierung
auszureißen,  da  diese  mit  dem  kapitalistischen  System  verwoben  sind.
Deswegen  besteht  die  Aufgabe  für  Revolutionär:innen  innerhalb  dieser
Bewegung darin, einen klaren antikapitalistischen, internationalistischen Pol
zu  bilden  und  eine  deutliche  Perspektive  aufzuzeigen.  Wir  treten  für
Verbesserungen im Hier und Jetzt ein, müssen aber gleichzeitig den Weg
aufzeigen, wie wir zu einer sozialistischen Gesellschaft kommen. Deswegen
werfen wir auf, dass bei Finanzierungsfragen dies durch Besteuerung der
Reichen  oder  Enteignung  passieren  muss  sowie  die  Kontrolle  über
Verbesserungen und, wie diese umgesetzt werden, bei Arbeiter:innen und
Unterdrückten  liegen  sollte.  Um dies  zu  realisieren,  braucht  es  unserer
Meinung nach eine  internationale  Organisation  mit  einem revolutionären
Programm, das deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft,
Geschlecht, Alter oder Sexualität geben darf, und das aus den Fehlern der
Vergangenheit gelernt hat. Nur so können wir unserer Unterdrückung auch
in der Arbeiter:innenbewegung selbst entgegentreten und gleichzeitig dem
Rechtsruck die Stirn bieten.

Wir fordern deshalb:

Aufbau einer antifaschistischen und internationalen Einheitsfront aus
allen linken Organisationen und solchen der Arbeiter:innenklasse!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Kampf  dem  Rechtsruck  heißt  Kampf  dem  Kapital:  Für  ein
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!



Schlaglicht:
Männliche Toxizität

Obwohl eine geschlechtliche Rollenverteilung im Sinne des Mannes als
finanziellem Versorger der Familie und der Frau als

Reproduktionsarbeiterin eine so zentrale Rolle im Kapitalismus einnimmt,
führen die Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse gleichzeitig zu

einer Krise der bürgerlichen Familie. Frauen werden seit Jahrzehnten mehr
und mehr in die Produktion mit einbezogen, stehen oft in

Vollbeschäftigungsverhältnissen und der „Girlboss-Feminism“ fordert mehr
und mehr ihren Zugang zu Führungspositionen in Unternehmen. Obwohl es
hier nach wie vor strukturelle Ungerechtigkeiten gibt, sind Frauen heute oft
gut qualifizierte und gefragte Arbeitskräfte, die sich besser selbst versorgen

können als beispielsweise noch in den 1950er Jahren. Für viele Männer
stellt sich also heute immer drängender die Frage, welche gesellschaftliche

Rolle sie besetzen sollen, wenn ihr traditionell anerzogenes Bild des
alleinigen Versorgers immer obsoleter wird. Zu diesem Gefühl des

Bedeutungs- oder Sinnverlustes kommt bei vielen die Wahrnehmung von
Frauen als realistische Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und lässt sie in

die Arme toxisch-männlicher Propaganda laufen. Anstatt sich für eine
gleichberechtigte und ausbeutungsfreie Zukunft für alle einzusetzen, finden
sie Gefallen an der Vorstellung, Frauen in ihre traditionelle, häusliche und

unsichtbare Rolle zurückzudrängen, in welcher sie finanziell von ihnen
abhängig sind und wo sich ihre Versorgerrolle wieder verwirklichen kann.

Von Athen bis Berlin: Gerechte
Bildung muss erkämpft werden!
Von Jona Everdeen, Februar 2024

Seit  mehreren  Wochen  sind  jetzt  über  100  Universitäten  in  ganz
Griechenland  besetzt.  Jeden  Donnerstag  demonstrieren  zehntausende
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Studierende  gegen  ein  neues  Gesetz  der  rechtskonservativ-neoliberalen
Regierung Mitsotakis, das vorsieht, künftig private Universitäten einzuführen
und somit die öffentliche Bildung massiv zu untergraben. Wir solidarisieren
uns mit  diesen Protesten und rufen auf,  eine europaweite Bewegung für
gerechte  Bildung und gegen die  Folgen der  neoliberalen  Politik  der  EU
aufzubauen!

Privatisierung als Folge neoliberaler Politik
Die  Privatisierung  der  Bildung  muss  als  weiterer  Teil  der  massiven
Privatisierungswelle  betrachtet  werden,  die  Griechenland  in  den  letzten
Jahren erlebte.  So wurden u.a.  schon Eisenbahn,  Energieversorgung und
Immobilien  privatisiert.  Diese  radikale  neoliberale  Politik  wurde
Griechenland  in  Folge  der  Staatsschuldenkrise  aufgezwungen.  Mit
Maßnahmen, die als Wirtschaftskrieg bezeichnet werden können, zwang die
vom  kürzlich  verstorbenen  Wolfgang  Schäuble  angeführte  Troika  die
linksreformistische SYRIZA-Regierung dazu,  eine brutale Austeritätspolitik
zu akzeptieren. Hier taten die Reformist:innen wieder einmal, was sie am
besten können:  Die  Arbeiter:innenklasse  und Jugend verraten,  indem sie
entgegen der Referendumsentscheidung der Griech:innen vor dem Troika-
Terror  kapitulierten.  Mit  61,31  %  war  die  aufgezwungene  Sparpolitik
eigentlich  abgelehnt  worden,  doch  SYRIZA  versprach  viel,  täuschte  die
griechische Bevölkerung sogar hinsichtlich des desaströsen Zustandes des
Staates und machte letztendlich wenig. Die Folgen für Griechenland waren
fatal  und  prägen  das  Land  noch  immer  massiv:  Proletarische  und
kleinbürgerliche Massen verarmten, da Lohnkürzungen und der Abbau von
Arbeitsrechten erzwungen wurden. Die heutige rechte Regierung der Nea
Dimokratia hingegen privatisiert ganz von alleine munter vor sich hin, so wie
es eben jede bürgerlich-konservative Regierung tut.  Für die griechischen
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  sorgte  die  Austeritätspolitik  für  eine
massive Verschlechterung der Lebensbedingungen. Löhne sanken und Preise
für  Strom,  Miete  und  Lebensmittel  stiegen.  Die  massive  Krise  des
bürgerlichen  Staates  soll  also  auf  dem  Rücken  der  Armen  ausgetragen
werden. Auch für das katastrophale Zugunglück von Tembi 2023, bei dem 57
Menschen starben, ist die neoliberale Privatisierungspolitik verantwortlich,



da sie dafür sorgte, dass das Bahnsystem marode wurde. Die Ermöglichung
von Privatisierung im Bildungssektor ist nun der nächste Schritt in dieser
Reihe.  Die  Folgen für  Jugendliche  wären dabei  katastrophal.  So  würden
Investitionen in öffentliche Bildungseinrichtungen noch weiter zurückgehen
und es  würde eine riesige Kluft  entstehen zwischen denen,  die  sich die
Privatuni leisten können und denen, die mangels Geld gezwungen wären,
weiter eine öffentliche Uni zu besuchen. Langfristig öffnet das Gesetz sogar
die Möglichkeit dafür, dass höhere Bildung komplett privatisiert wird und
sich nur noch Leute mit viel Geld leisten könnten, überhaupt zu studieren.

Das Problem ist ein internationales!
Griechenland ist durch die Eurokrise eines der Länder, das besonders stark
von neoliberaler Austeritätspolitik, diktiert durch die EU, betroffen ist. Das
liegt  auch  daran,  dass  es  aufgrund  der  massiven  wirtschaftlichen
Abhängigkeit  in  einem  halbkolonialen  Verhältnis  zu  Deutschland  und
Frankreich steht. Doch alleine ist Griechenland mit dem Problem nicht. Im
Gegenteil, ganz Europa und große Teile der Welt sind mehr oder weniger
stark betroffen! Ob Deutschland oder Italien, Griechenland oder Österreich:
In quasi  jedem europäischen Land hat es,  von der EU massiv befördert,
zahlreiche  Privatisierungen  gegeben.  Von  Gebäuden  über  Infrastruktur,
öffentliche Dienstleistungen wie das Gesundheitssystem bis hin zur Bildung.
Die Angriffe auf Schüler:innen und Studierende nehmen dabei immer weiter
zu, sei es auf die direkte und spürbarste Art durch die Privatisierung, oder
aber  auch  etwas  indirekter  durch  Unterfinanzierung,  die  zu  maroden
Schulgebäuden und viel zu wenig Personal führt. Auch Preissteigerungen für
Mensaessen oder Lernmaterialien machen gute Bildung immer weiter  zu
einem  Privi leg  der  wenigen  bessergestel lten  Schichten  der
Arbeiter:innenklasse und des Kleinbürger:innentums und der Reichen selbst.
Dazu kann man zunehmende Repressionen gegen linkspolitische Meinungen
und Aktivitäten an den Schulen und Universitäten beobachten, wie z. B. bei
der  Unterdrückung  jeglicher  Palästina-Solidarität  in  Deutschland  oder
Italien.  Die  strukturelle  Krise  des  Kapitalismus zwingt  die  Staaten dazu,
einerseits  an  der  Bildung  zu  sparen,  andererseits  aber  auch  die
Schüler:innen  und  Studierenden  auf  die  verschärfte  Ausbeutung  am



zukünftigen  Arbeitsplatz  vorzubereiten  und  dabei  die  Linie  des  Staates
ideologisch zu festigen. Das ist zwar auch ein grundsätzliches Merkmal von
Bildung  im  Kapitalismus,  da  so  die  vorherrschenden  Ideen  reproduziert
werden, jedoch ist es in Krisenzeiten noch einmal massiver vonnöten, um
jeglichen Widerstand zu brechen. Uns ist dabei bewusst, dass Bildung im
Kapitalismus eben nie das Ziel hat, uns wirklich zu bilden und in unseren
Stärken zu fördern, sondern nur gehörige Arbeiter:innen zu schaffen, welche
sich ohne Aufschrei ausbeuten lassen sollen. Dass eine gerechte Bildung mit
neoliberaler Politik also nicht vereinbar ist, sollte allen klar sein.

Doch was braucht es stattdessen?
Neben einer kompletten Verstaatlichung der Bildung, also dem sofortigen
Stopp  aller  Bildungsprivatisierung  und  der  Verstaatlichung  aller  bereits
existierender  Privatschulen  und  Unis  sowie  der  Streichung  jeglicher
Gebühren  für  Bildung,  braucht  es  deshalb  auch  ein  komplett  neues
Bildungssystem. Eins, das von Lehrenden und Lernenden sowie Organen der
Arbeiter:innenklasse demokratisch geplant und verwaltet wird, anstatt dass
ein Bildungsministerium oder ein autoritärer Unisenat entscheidet, was und
wie  wir  zu  lernen  haben!  Dazu  braucht  es  auch  ein  Ende  des
Konkurrenzsystems unter den Lernenden, das sich vor allem in der Benotung
ausdrückt.  Kostenloses Mensaessen,  Unterrichtsmaterialien und Nachhilfe
sind  darüber  hinaus  nötig,  damit  wirklich  niemand  in  Schule  oder  Uni
aufgrund  fehlender  finanzieller  Mittel  benachteiligt  wird  und  die
Verdrängung ins Private nicht weiter patriarchale Strukturen fördert, welche
Mütter durch unentlohnte Hilfe bei den anfallenden Hausaufgaben und das
Schmieren von Pausenbroten zusätzlich ausbeuten! Zusammenfassend lässt
sich sagen: Wir wollen und brauchen eine Bildung, die uns nicht für den
Konkurrenzkampf des Kapitalismus und die harte Realität der Lohnarbeit im
Kapitalismus formt, sondern uns ermöglicht, nach unseren Interessen und
Fähigkeiten entsprechend weiterzubilden!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung  in



Kampfeinheit mit den Arbeiter:innen!
Die Angriffe auf unsere Bildung und somit direkt auf uns als Jugendliche, als
Schüler:innen und Studierende, sind Ergebnis der kapitalistischen Krise und
des  Neoliberalismus.  Diese  Spielart  des  kapitalistischen  Regierens  ist
international vorherrschend und wird durch die EU und BRD befeuert, wenn
nicht gleich ihren Mitgliedern aufgezwungen. Er greift dabei nicht nur uns
an,  sondern  auch  und  ganz  besonders  die  Arbeiter:innen,  deren
Lebensbedingungen  in  Folge  von  Privatisierungen  und  anderen
Spaßmaßnahmen immer schlechter werden. Um die Krise zu überwinden, die
neoliberalen  Angriffe  zurückzuschlagen  und  eine  gerechte  Bildung  zu
erkämpfen, müssen wir darum eine Bewegung aufbauen, die sich neben uns
als Schüler:innen, Auszubildende und Studierende auch und gerade auf die
Arbeiter:innen und ihre Organisationen, die Gewerkschaften, stützt. Dafür
müssen wir in den Gewerkschaften gegen die Taktik der Sozialpartnerschaft,
des faulen Kompromisses mit Bossen und Regierung kämpfen. Wir müssen
die reformistischen Parteien, die ihre Basis in der Arbeiter:innenbewegung
haben, wie z. B. die Linkspartei in Deutschland oder SYRIZA in Griechenland,
dazu auffordern,  sich einer  Einheitsfront  gegen die  neoliberalen Angriffe
anzuschließen. Im gemeinsamen Kampf müssen wir dann aufzeigen, dass die
reformistischen  Führungen  sie  nicht  von  den  Auswirkungen  neoliberaler
Politik und der tagtäglichen Hölle des Kapitalismus befreien werden können.
Es reicht nicht, wenn dies nur in einem Land geschieht, besonders nicht
innerhalb der  EU.  Denn es  war die  EU,  angeführt  von Deutschland,  die
SYRIZA 2014 zur Kapitulation und Annahme der Troika-Diktate zwang. Das
wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht nur in Griechenland, sondern auch
in Deutschland Generalstreiks stattgefunden hätten, die Schäuble aus dem
Amt gejagt und seine Austeritätspolitik auch in Deutschland beendet hätten!
Um  in  Zukunft  siegen  zu  können,  Privatisierungen,  Austerität  und
Kapitalismus  zu  beenden  und  eine  gerechte  Bildung  sowie  ein  besseres
Leben für uns alle zu erreichen, braucht es eine internationale Jugend- und
Arbeiter:innenbewegung  im  engem  Bündnis,  welche  geeint  dem  Kampf
gegen „unsere“ jeweiligen Staaten und die EU führen! Hier in Deutschland
als führende Macht in der EU gilt es sich besonders mit allen von deutscher
Politik  Betroffenen  zu  solidarisieren  und  sich  gegen  die  „eigenen“



Imperialisten  zu  stellen.  Nur  eine  europaweite  Massenbewegung  mit
revolutionärer  Führung  kann  die  Basis  dafür  sein,  das  kapitalistisch-
neoliberale  Europa  zu  Fall  zu  bringen  und  durch  die  vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa  zu  ersetzen!

Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
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getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen



tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen
Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss



eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!
Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer



Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,
Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

https://t.me/jugendgegenabschiebung


Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen
an unseren Schulen!

Hartz  4,  Bürgergeld  und  das
Kapital
Januar 2024

Was ist der Stand?
Die Geschichte der Menschheit ist eine Geschichte von Klassenkämpfen, die
Geschichte  des  Sozialstaats  der  BRD  auch.  Das  Bürgergeld  wurde  im
Wahlkampf  zur  Bundestagswahl  2021  als  großes,  progressives  Projekt
angekündigt. Im Gesetzesentwurf hieß es dann auch noch stolz, dass sich das
Bürgergeld nur noch um maximal 30% kürzen lassen würde. Damit folgte das
neue  Gesetz  einem Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  welches  schon
2014 100% Sanktionen für verfassungswidrig erklärte. Auch stand im Gesetz
eine stärkere Förderung von Ausbildungen und höherer Qualifizierungen. Die
Freibeträge, also der Wert des Eigentums den eine Person besitzen darf um
immer noch Anspruch auf Grundsicherung zu erhalten, wurden erhöht. Diese
Maßnahmen sollten  alle  dazu dienen,  den im Rahmen der  Agenda 2010
geschaffenen Niedriglohnsektor zu bekämpfen. Schon im Gesetzesentwurf
war dabei auch eine schnelle Anpassung des Bürgergelds an die Inflation mit
inbegriffen, diese sollte das erste mal am 01.01.2024 durchgeführt werden.
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Vor rund 2 Wochen war es dann auch soweit, um „skandalöse“ 61€ wurde
das Bürgergeld nicht angehoben, sondern an die teureren Preise angepasst.
Schon im Vorhinein entbrannte in Springer Medien und Co ein mediales
Feuerwerk  das  jegliche  5000€  Silvestereinkäufe  in  den  Schatten  stellte:
„Viertklässler wollen Bürgergeldbezieher werden“ titelte zum Beispiel  die
BILD, oder auch „[Boris] Palmer rechnet sein Bürgergeld aus und fasst es
nicht“, die Welt schreibt im November letzten Jahres noch „Bürgergeld oder
Rente mit 63 – An einen Kostenposten muss der Minister jetzt ran!“ Wie
schon bei der Debatte um Migration knickte die „progressive Ampel“ beim
ersten Anzeichen von Gegenwind ein, und Hubertus Heil ließ vor einigen
Wochen verlauten das die 100% Sanktionen wieder zurückkehren würden.
Wenn Heil diese Reform schon von sich aus vorschlägt können wir erwarten,
dass das Endergebnis noch deutlich schärfer ausfallen wird. Doch wem nützt
das eigentlich, arme Menschen noch ärmer zu machen?

Arbeiten muss sich wieder lohnen!
Dieser Satz scheint einer der Lieblingssätze deutscher, weißer 60+ Männer
zu sein, gerade aus FDP, CDU und AFD Kreisen hört man ihn immer öfter.
Gemeint  sind  dabei  aber  auf  keinen  Fall  höhere  Löhne,  und somit  eine
Bekämpfung des Niedriglohnsektors, nein, ganz im Gegenteil. Es geht vor
allem  darum  Arme  gegen  noch  Ärmere  auszuspielen  und  somit
Niedriglohnsektor zu festigen. Dabei „lohnt“ sich arbeiten durchaus, schauen
wir genauer auf das Bürgergeld und wie es aufgebaut ist, ergibt sich ein Bild,
dass der reaktionären Argumentation von rechts und inzwischen auch von
der Ampel jeglichen Wind aus den Segeln nimmt. Der X (ehem. Twitter) User
@sozi_simon hat sich in einem tiefgehenden Thread sehr eindrucksvoll mit
dem  deutschen  Sozialstaat  auseinandergesetzt.  Simon  hat  eine  fiktive
Familie Müller mit 3 Kindern erstellt und welche Sozialleistungen sie je nach
Bruttoeinkommen bekommen würde. Dabei fällt  auf,  wenn auch nur eine
Person in der Familie Müller einen Minijob über 520€ im Monat annehmen
würde,  wären  das  bereits  180€  mehr  im  Monat  in  der  Haushaltskasse,
würden  beide  Elternteile  dies  tun  wären  es  bereits  328€  mehr.  Die
Argumentation,  das  sich  arbeiten  nicht  lohnen  würde  ist  also  völliger
Schwachsinn,  und  dient  alleine  dem  Zweck  Proletarier:innen  gegen



Proletarier:innen auszuspielen. Viel  auffälliger ist  jedoch, dass von einem
Bruttogehalt von 2.900€ bis 5.500€ nur eine Steigung in der Haushaltskasse
von 68(!)€ vorhanden ist. Während Sozialhilfen wegfielen käme es zu einem
massiven Anstieg der Steuerlasten. Die deutschen Steuersätze sind nämlich
so verteilt dass sie nicht etwa besonders hoch für die Reichen sind, sondern
der  größte  Unterschied  der  zwischen  Arbeiter:innen  mit  geringem
Einkommen  und  Arbeiter:innen  mit  etwas  höherem  Einkommen  ist.  Die
Diskursverschiebung die hier getätigt wird ist beachtlich und alarmierend,
denn dadurch das sich der ganze Diskurs allein um Empfänger:innen von
Grundsicherung dreht verliert auch die politische Linke den Blick für das
eigentliche  Ziel  der  Hartz  Gesetze  welche  mit  dem  Angriff  auf  die
Grundsicherung wieder zurückkehren. Es lohnt es sich für eine Arbeiter:in im
Niedriglohnsektor kaum aufzusteigen und zum Beispiel einen Akademischen
Beruf anzustreben, da dieser Aufstieg kaum mit mehr Geld verknüpft ist, die
Annahme eines miesen Jobs hingegen „lohnt“ sich sehr wohl. Das System
macht also klar: Du hast die Wahl zwischen sehr arm und etwas weniger arm,
Wohlstand  erarbeiten  kannst  du  dir  aber  nicht,  den  haben  nur  die  die
tatsächlich nicht arbeiten aber dafür Aktien besitzen.

Der Niedriglohnsektor und der Kapitalismus
Der  Niedriglohnsektor  trägt  maßgeblich  zum  Erhalt  der  Bürgerlichen-
Kapitalistischen Ordnung bei,  er  verstärkt  zum Beispiel  die  Trennung in
Kopfarbeit, also vor allem Bürojobs, und Handarbeit, also zum Beispiel Jobs
auf  dem  Bau.  Schauen  wir  uns  dazu  ein  paar  Statistiken  an.  Laut
Statistischem  Bundesamt  ist  das  Einstiegsgehalt  für  Menschen  mit
Ausbildung mit  rund  3.500€ im Monat  um 1000€ niedriger  als  das  von
Bachlor  Absolvent:innen,  dazu  kommt  noch  dass  Akademiker:innen  in
Deutschland deutlich bessere Aufstiegschancen haben.  Doch wer  hat  ein
Interesse daran Menschen in Armut zu halten?

Ein Kapitalist versucht einem Arbeiter immer nur seine Reproduktionskosten
zu bezahlen, also so viel das er sich Essen, trinken und eine Familie leisten
kann. Die Reproduktionskosten stellen auch den Betrag dar, den ein Arbeiter
verlangt damit er auch bereit ist am nächsten Tag noch zur Arbeit kommen.



Streiks  entstehen,  wenn  ein  Arbeitgeber  dies  nicht  mehr  erfüllt,  die
Arbeiter:innen kommen dann ganz einfach nicht mehr zur Arbeit. In dem man
in Deutschland künstlich durch Steuern und Sozialstaatsanpassungen einen
Niedriglohnsektor erschafft verhindert man, dass Menschen die in diesem
Niedriglohnsektor arbeiten „aufsteigen“ wollen, weil es sich ökonomisch für
sie  einfach  nicht  lohnt.  Die  Reproduktionskosten  werden  also  künstlich
niedrig gehalten. Diese fatale Lohnpolitik wollte man mittels Sozialreformen,
in Form des neuen Bürgergelds,  angreifen,  doch die Sprecher:innen und
Demagog:innen  des  Kapitals  haben  sich  sofort  versammelt  um  die
Aufbrechung  dieses  künstlichen  Niedriglohnsektors  zu  verhindert.
Gleichzeitig  wird  im  bürgerlichen  Diskurs  permanent  verschwiegen  das
Arbeitslosigkeit  eine  natürliche  Begleiterscheinung  des  Kapitalismus  und
seiner Krisenhaftigkeit  ist.  Es wird auch oft gesagt,  dass das Bürgergeld
unsolidarisch  sei  und  Bürgergeldempfänger:innen  wie  im  Paradies  leben
würden.

Wie hoch ist eigentlich das Bürgergeld?
An sich ist der Betrag den man als Bürgergeld Empfänger:in bekommt 563€
im  Monat,  diese  sind  unterteilt  in  verschiedene  Kategorien,  wie
Nahrungsmittel,  Gesundheitspflege  und  Verkehr.  Schaut  man  sich  diese
Aufteilung  an  wird  schnell  klar:  Nein,  Bürgergeldempfänger:innen  leben
nicht  im  Paradies.  Für  Nahrungsmittel  sind  zum  Beispiel  knapp  200€
eingeplant. Laut Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung sollte
eine Einzelperson rund 170-220€ im Monat für Nahrungsmittel ausgeben,
das 170€ höchst unrealistisch sind zeigt sich daran das Privatpersonen im
Durchschnitt  243€  für  Nahrungsmittel  ausgeben.  Dank  der
Inflationsbereinigung können sich Bürgergeldempfänger:innen jetzt gerade
so ein „Deutschlandticket“ leisten, sofern die Preise nicht erhöht werden.
Man könnte dies für jede der Kategorien durchspielen und stellt schnell fest,
die  Grundsicherung  sichert  einem  maximal  ein  Existenzminimum.  Wie
kommen aber nun die teilweise sehr hohen Bürgergeldzahlungen zustande
die  sich  diverse  chauvinistische  Hetzer:innen  in  den  letzten  Wochen
ausgerechnet  haben?  Hauptsächl ich  l iegt  dies  daran,  dass
Bürgergeldempfänger:innen  auch  eine  Wohnung  zusteht,  auf  welche  ein



Großteil  des  Geldes  das  ein:e  Empfänger:in  bekommt  entfällt.  In  der
Konsequenz bedeutet das auch, dass man den Betrag senken könnte wenn
die Mieten nicht so hoch wären, der Staat gibt also das Geld nicht für die
Sozialhilfeempfänger:innen aus, sondern für die Profite der Vermieter:innen.
2023 hat der Staat so rund 20 Milliarden € direkt an diese, eh schon massiv
von der Krise profitierende und tatsächlich nicht arbeitende, Schicht gezahlt.
Doch auf die Idee diese Wohnungen zu enteignen und so die Haushaltskasse
massiv zu entlasten kommt natürlich niemand.

Perspektive für Revolutionär:innen
Das Bürgergeld in Deutschland ist ein zentraler Faktor für den Erhalt der
kapitalistischen Ordnung, es ist nötig um den Niedriglohnsektor aufrecht zu
erhalten, und bringt bestimmten Kapitalist:innen auch noch direkt Kohle ein.
Wir als Revolutionär:innen müssen uns gegen die Angriffe auf den Sozialstaat
wehren die sich gegen die benachteiligsten Teile der Gesellschaft richten um
so einen Keil in die ausgebeutete Klasse zu treiben zwischen den gelobten
aber immer noch ausgebeuteten Lohnarbeiter:innen und den Arbeitslosen die
man  möglichst  arm  halten  möchte  weil  ihr  sozialer  Aufstieg  nicht  im
Interesse  der  Bosse  liegt.  Zeigen  wir  die  wirklichen  Probleme  des
Sozialsystems auf, zeigen wir auch die Probleme des Wirtschaftssystems im
allgemeinen  auf,  denn  wie  in  diesem  Artikel  beschrieben,  sind  diese
unglaublich eng verknüpft. Wir unterstützen die Bürgergeldbezieher:innen
am besten, in dem wir den Diskurs von ihnen weglenken und stattdessen
gegen das Kapital und seine Ausbeutung des gesamten Proletariats richten!

Gegen die Rückkehr des existenzbedrohenden Sanktionsregimes!
Kampf dem Niedriglohnsektor – Hoch mit den Löhnen!
Gleiche Bildung für ALLE – Es gibt keine „von Natur aus Dummen“ sondern
nur Menschen denen der Zugang zur höheren Bildung verwehrt wurde!
Volksentscheide  umsetzen  –  Immobilienkonzerne  enteignen  statt
durchfüttern!



AfD zerschlagen statt verbieten!
von Flo Weitling, REVOLUTION-Zeitung Januar 2024

Mehr als eine Viertelmillionen Menschen waren am 21.01.24 gegen die AfD
auf der Straße und haben lautstark deutlich gemacht, was sie von Rassismus,
Queerfeindlichkeit,  Sexismus,  Neoliberalismus und Antisemitismus halten!
Dass diese Massenproteste plötzlich entflammt sind, ist kein Wunder, denn
die  AfD  ist  auf  dem  Vormarsch.  Von  radikaler  Linke,  Regierungs-  und
Oppositionsparteien bis hin zu verschiedensten bürgerlichen Akteuren steigt
die Angst, dass die Rechtspopulist:innen in den anstehenden Landtagswahlen
im Osten, bei der Europawahl und auch bei der Bundestagswahl nächstes
Jahr Wahlgewinne erzielen werden. Migrant:innen, queere Menschen und
Linke fürchten die Repressionen, die sich aus einer Regierungsbeteiligung
oder starken Opposition der AfD ergeben könnten. Aus diesem Klima von
Angst  und  Unsicherheit  erwächst  nun  eine  Forderung,  die  schnell  an
Popularität  gewonnen  hat:  Das  Parteiverbot  der  AfD.  Doch  wie  sollten
radikale  Linke  zu  einem  Parteiverbot  stehen  und  kann  ein  solches  die
Rechten auf ihrem Vormarsch stoppen? In dem Artikel wollen wir darauf
eingehen und  eine  Antwort  liefern,  wie  ein  wirklicher  Kampf  gegen  die
Rechtspopulist:innen aussehen sollte.

Kann man die AfD überhaupt verbieten?
Die Antwort  darauf  ist:  theoretisch schon,  auch wenn unklar  ist,  ob das
Programm  der  AfD  nicht  zu  schwammig  formuliert  ist,  um  ihr
Verfassungsfeindlichkeit  juristisch  nachzuweisen.  Dafür  müssten  die
Bundesregierung, Teile des Bundesrats oder Bundestags erst einmal Klage
beim Bundesverfassungsgericht einreichen. Wenn dieses entscheidet, dass
die Partei gegen die „freiheitlich-demokratische Grundordnung“ agiert und
somit  verfassungsfeindlich  ist,  kann  diese  verboten  werden.  In  der
Geschichte  der  BRD  wurden  bis  jetzt  zwei  Parteien  verboten:  die
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Nachfolgepartei der NSDAP (SRP) und auf derselben rechtlichen Grundlage
kurz darauf auch die stalinistische KPD.

Die  Geschichte  hat  uns  somit  einmal  mehr  vor  Augen  geführt,  warum
Kommunist:innen  nicht  für  Parteiverbote  eintreten  sollten:  Denn  jede
Ausweitung seines rechtlichen Handlungsspielraums zur Repression bietet
dem Staat die Möglichkeit, gegen Linke vorzugehen. Hintergrund dessen ist
das verquere Bild, es existiere eine „demokratische politische Mitte“, die von
den extremistischen Rändern von rechts und links gleichermaßen bedroht
werde und gegen die sich die Demokratie, beispielsweise mit Parteiverboten,
verteidigen müsse. Damit wird zum einen Rechts und Links gleichgesetzt, so
als ob es keinen Unterschied mache, ob Menschen Geflüchtetenunterkünfte
in Brand setzen oder davor stehen, um eben das zu verhindern. Zum anderen
verschleiert die Idee vom Hufeisen mit den extremistischen Rändern, dass
rechte Ideen in eben jener „demokratischen Mitte“ produziert werden und
allgemeine  demokratische  Rechte  hingegen  eine  Errungenschaft  linker
Kämpfe  ist.

Ein oft angeführtes Beispiel, um auch den möglichen Erfolg eines solchen
Verfahrens zu untermauern, sind die Parteiverbotsverfahren gegen die NPD
(heute: Die Heimat). Am Ende des zähen und jahrelangen Verfahrens kam
das Bundesverfassungsgericht zu dem Entschluss, dass ein Verbot wegen der
fehlenden  Relevanz  der  NPD  nicht  umgesetzt  werden  muss.  Die  AfD
unterscheidet sich natürlich in mehreren Punkten von der NPD. Entgegen
der  offen  faschistischen  NPD versucht  die  AfD rechtsextreme Positionen
nicht  durch  faschistische  Milizen  auf  der  Straße,  sondern  durch  den
bürgerlich-demokratischen Staat  zu drücken.  Wie das praktisch aussehen
kann, sieht man z.B. in der Meloni-Regierung in Italien. Darüber hinaus stellt
die AfD durch ihren Einfluss und Größe ein viel größere Gefahr dar als die
Nazi-Kleinpartei.

Doch was würde ein Verbot bringen?
Was viele Befürworter:innen des AfD-Verbots anführen, sind die Vorteile, die
ein solches Parteiverbot mit sich bringen würde. Allen voran der Wegfall der
Finanzierung, Vermögen und Räume, die sonst weiterhin extreme Rechte



nutzen  können.  Darüber  hinaus  würden  die  Strukturen  der  Rechten
angegriffen und auch die Teilnahme an Wahlen vorerst (!) erschwert werden.
Doch obwohl wir uns dann erstmal nicht mehr das hässliche Blau der AfD
ansehen müssten, hat das Ganze für uns mehr Nachteile als Vorteile.

Denn  so  ein  Verfahren  würde  ziemlich  sicher  nicht  in  ein  paar  Tagen
abgeschlossen  werden,  denn  auch  wenn  das  Verbot  dieser  Partei  die
Teilnahme an  Wahlen  verhindern  würde,  bis  zu  den  Landtagswahlen  im
Osten und auch bei der Europawahl wird das Ganze nicht umgesetzt werden.
Darüber hinaus werden die Hunderttausenden, die aktuell auf den Straßen
sind, dadurch in eine passive Haltung gebracht, denn es erscheint so, als sei
der einzige Weg, der AfD Einhalt zu gebieten, in den bürgerlichen Staat und
seine  Gerichte  zu  vertrauen.  Doch  spätestens  seit  den  staatlichen
Verstrickungen in  die  rassistischen Morde des  NSU oder  der  faktischen
Abschaffung des Rechts auf Asyl durch die aktuelle Bundesregierung wissen
wir, dass der bürgerliche Staat keinen Verbündeten im Kampf gegen Rechts
darstellen kann. Im Kapitalismus ist der Zweck des Staates die Absicherung
der  bürgerlichen  Eigentumsverhältnisse.  Wie  rechtspopulistisch  oder  wie
faschistisch  die  Politik  dieses  bürgerlichen  Staates  in  der  konkreten
historischen Situation ausfällt, hängt letztlich von diesem Zweck ab, nämlich
der Absicherung der bürgerlichen Eigentumsverhältnisse. So kann derselbe
Staat, der heute noch „vielfältig“, „demokratisch“ und „solidarisch“ sein will,
in  e iner  revolut ionären  Si tuat ion,  in  der  d ie  organis ierte
Arbeiter_Innenklasse diese Eigentumsordnung bedroht,  seine faschistische
Fratze offenbaren.

Der Kampf gegen die AfD kann also nicht mit Staat und Kapital, sondern nur
gegen  diese  erfolgreich  sein.  So  ist  die  AfD  nicht  Ursache  des
gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks, sondern ein Produkt dessen. Somit ist
also auch nicht der Rechtsruck weg, nur weil die AfD potenziell  von der
Bildfläche  verschwinden  könnte.  Die  Ursachen  des  Rechtsrucks  liegen
vielmehr  in  den  Auswirkungen  der  Weltwirtschaftskrise  2007/2008,  der
Niederlage  linker  internationaler  Massenbewegungen,  der  Passivität  der
Gewerkschaften angesichts der sozialen Angriffe und den gesellschaftlichen
Abstiegsängsten der kleineren Kapitalfraktionen und des Kleinbürgertums.



Der Rechtsruck lässt  sich also nicht verbieten,  er lässt  sich samt seinen
materiellen  Ursachen nur  mithilfe  einer  organisierten antikapitalistischen
Perspektive überwinden.

Wer fordert das Verbot eigentlich und warum?
Nach Offenbarung des Geheimtreffens in Potsdam bildeten sich Bündnisse
von Jusos, Grüner Jugend, Gewerkschaften bis hin zu zahlreichen NGOs, um
unter Mottos wie „Demokratie stärken“ Demonstrationen und Kundgebungen
zu organisieren. Wie schon an dieser Forderung zu sehen ist, verharren diese
in einem recht bürgerlichen Rahmen und greifen die AfD schlichtweg als
undemokratische  Kraft  an.  Diese  Darstellung  nutzen  die  anderen
bürgerlichen  Parteien,  um  sich  als  die  „Besseren“  oder  die  „wahren
Demokrat:innen“ zu profilieren,  während erst  am letzten Donnerstag das
Asylgesetz durch die Bundesregierung verschärft wurde. Die AfD konnte nur
stark werden, in einem politischen Klima, in dem eine Ampelkoalition und
vorherige  Bundesregierungen  Rassismus  verbreiten,  Geflüchtete
entmenschlicht  und  migrantische  Kämpfe  (wie  zB.  die  palästinensische
Solidaritätsbewegung) kriminalisieren. Während sich Grüne, SPD, FDP und
Teile der CDU am Rassismus der AfD abarbeiten, haben sie, wo immer sie in
der Regierungsverantwortung standen, Forderungen der AfD umgesetzt. Der
bürgerliche  Staat  kann  den  Rechtsruck  in  der  Gesellschaft  selbst  nicht
aufhalten, sondern ist Teil seiner Grundlagen. Genauso wie der tagtägliche
Schrecken, welcher der bürgerliche Staat mit sich bringt, ob Abschiebung,
Polizeigewalt,  Ausbeutung  am  Arbeitsplatz  oder  Unterdrückung
verschiedener  gesellschaftlicher  Gruppen.

Doch was braucht es dann?
Zusammengefasst liegt der Erfolg der AfD nicht an der Partei selbst, sondern
ist nur ein Symptom der gesellschaftlichen Entwicklung nach rechts, welche
ihren Ursprung in der Krise und der Schwäche der politischen Linken hat.
Ihre  soziale  Basis  hat  die  AfD  im  krisengeschüttelten  und  von
Abst iegsängsten  bedrohten  K le inbürger tum  und  auf  den
binnenmarktorientierten  kleineren  Teilen  des  Kapitals.  Doch  auch  unter



prekarisierten Arbeiter:innen bekommt die Partei Zulauf. Nach der Pandemie
und der  damit  einhergehenden Wirtschaftskrise  ebenso wie  der  Inflation
nach dem Ausbruch des Ukraine-Krieges sind viele Teile der Gesellschaft
ärmer  geworden.  Wir  sehen  eine  Welt  in  Trümmern  sowie  Lohn-  und
Jobverlust  bei  großen  Teilen  den  arbeitenden  Bevölkerung,  während  die
Linkspartei  es  nicht  auf  die  Reihe  bekommt,  ein  ordentliches  Programm
gegen Krieg und Krise aufzustellen. Durch fehlende Angebote der Linken
wenden sich dann die verunsicherten Kleinbürger:innen und Arbeiter:innen
bei  der  Suche nach der  Ursache des  Problems den Rechten zu,  die  ein
utopisches  „Zurück“  zur  Vergangenheit  versprechen.  Doch  diese  ganze
Ordnung,  die  den  Rechtsruck  erst  hervorgebracht  hat,  wird  tagtäglich
aufrechterhalten  durch  eben  den  bürgerlichen  Staat,  welcher  jetzt
angebettelt  wird,  die  Probleme,  die  er  selbst  schafft,  zu  bekämpfen.

Doch nur, weil eine illusorische Forderung wie das AfD-Verbot die aktuellen
Massenproteste dominiert, heißt das auf gar keinen Fall, dass wir ihnen den
Rücken zukehren. Vielmehr müssen wir dort in voller Stärker am Start sein
und die Perspektive einer Arbeiter:inneneinheitsfront im Kampf gegen die
AfD  aufwerfen.  Als  Jugendorganisation  müssen  wir  uns  den  Rechten
schließlich in den Weg stellen, wo immer sie auftauchen. Doch allein durch
Blockadeversuche und große Demos werden wir sie noch nicht aufhalten
können.  Wir  müssen  den  Kampf  gegen  Rassismus  auch  mit  sozialen
Forderungen,  wie  höheren  Mindestlöhnen  für  alle  oder  bezahlbarem
Wohnraum verknüpfen, um auch die materiellen Ursachen des Rechtsrucks
anzugreifen.  Gleichzeitig  darf  Antirassismus  kein  Lippenbekenntnis  sein,
sondern  benötigt  Organe  des  Selbstschutzes  von  Betroffenen  und
Unterstützer:innen.  Die  einzige  Kraft,  die  dem  Rechtsruck  durch  ihre
besondere  Stellung im kapitalistischen Produktionsprozess  die  Grundlage
entziehen kann, ist die organisierte Arbeiter:innenklasse. Obwohl bereits in
vielen Anti-AfD-Bündnissen Gewerkschaften dabei sind, dürfen diese es nicht
beim  symbolischen  Unterzeichnen  des  Demoaufrufs  belassen.  Vielmehr
müssen die Gewerkschaften ihre Basis aktiv zu den Protesten mobilisieren
und zum Streik gegen die sozialen Angriffe aufrufen. Doch die bewusstesten
Teile der Arbeiter:innenklasse organisieren sich nicht nur in Gewerkschaften,
sondern auch in der Linkspartei und linken SPD-Gliederungen. Diese müssen



wir  zur  gemeinsamen  Aktion  mit  Migrant:innenorganisationen  und  der
radikalen  Linken  gegen  AfD,  Asylrechtsverschärfungen  und  Sparpläne
auffordern. In der gemeinsamen Aktion gilt es sie von einer revolutionären
Perspektive zu überzeugen und mit ihrem reformistischen Bewusstsein zu
brechen.  Was  es  letztlich  braucht  ist  ein  revolutionäres  Programm  der
Jugend und Arbeiter:innenklasse, welches eine echte Perspektive gegen den
Rechtsruck und somit der Krise bietet.

Wir fordern:

Unabhängige  Antidiskriminierungsstellen  an  Schulen,  Unis  und
Betrieben!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitenden Lohnskala!
Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Profit aus
der Krise schlagen!
Für demokratisch aufgebaute antirassistische Selbstschutzkomitees!
Kampf  der  AfD heißt  Kampf  dem Kapital!  Für  ein  revolutionäres
Programm der Jugend und Arbeiter:innenklasse!

Stoppt den rassistischen Angriff
Macrons!
Von  Marco  Lasalle,  Januar  2023,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der
Gruppe Arbeiter:innenmacht

Am  19.  Dezember  hat  das  französische  Parlament  ein  weiteres
Einwanderungsgesetz verabschiedet – das 117. Gesetz zu diesem Thema seit

https://onesolutionrevolution.de/stoppt-den-rassistischen-angriff-macrons/
https://onesolutionrevolution.de/stoppt-den-rassistischen-angriff-macrons/
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/12/30/die-franzoesische-arbeiterinnenklasse-muss-sich-gegen-rassistische-gesetze-wehren/
https://arbeiterinnenmacht.de/2023/12/30/die-franzoesische-arbeiterinnenklasse-muss-sich-gegen-rassistische-gesetze-wehren/


1945! Aber es ist viel schlimmer als alle vorherigen Gesetze. Es wurde von
Innenminister  Gérald  Darmanin  vorgeschlagen,  von  Präsident  Emmanuel
Macron  unterstützt,  von  den  rechten  Senator:innen  der  Partei  Les
Républicains stark umgeschrieben und schließlich mit den Stimmen des von
Marine Le Pen geführten Rassemblement National (RN) angenommen.

Es ist leicht zu verstehen, warum die rassistische und fremdenfeindliche RN
für dieses Gesetz gestimmt und einen ideologischen Sieg errungen hat. Es
enthält  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  die  dazu  führen,  dass  vielen
Migrant:innen grundlegende Leistungen und Rechte vorenthalten werden. Es
unterstützt  das  RN-Ziel  der  „nationalen  Präferenz“  (wonach  französische
Staatsbürger:innen beim Zugang zu staatlichen Sozialleistungen Vorrang vor
Ausländer:innen haben sollten)  und wird weitgehend dazu beitragen,  die
reaktionären und falschen Ideen des RN zu verbreiten: dass Migrant:innen
nur nach Frankreich kommen, um von Sozialmaßnahmen zu profitieren, sie
für den Mangel an Wohnraum und Arbeitsplätzen verantwortlich, kriminell
und gefährlich für die nationale Sicherheit sind. Kurz gesagt,  es ist  eine
giftige  Mischung  aus  Rassismus  und  Fremdenfeindlichkeit,  gespickt  mit
Lügen und Verleumdungen.

Maßnahmen
Hier einige der Maßnahmen, die das neue Gesetz vorsieht:

Staatliche Leistungen wie Wohnungs- oder Familienbeihilfen werden
Migrant:innen  erst  nach  einer  Verzögerung  (bis  zu  fünf  Jahren)
gewährt, je nachdem, ob sie arbeiten oder nicht (obwohl die meisten
Migrant:innen bei ihrer Ankunft in Frankreich nicht arbeiten dürfen).
Das Gesetz sieht die Einführung von Quoten für Migration vor, und
die  Legalisierung  von  migrantischen  Lohnabhängigen  wird  vom
Wohlwollen  des/der  Präfekt:in  (Vorsteher:in  eines  Amtsbezirks)
abhängen.
Das Gesetz ist ein Schlag gegen den Grundsatz des „loi du sol“, das
Recht  der  in  Frankreich  Geborenen,  mit  ihrer  Volljährigkeit  die
französische Staatsbürger:innenschaft zu erlangen, und geht auf ein



früheres  zurück,  das  von  dem  erzreaktionären  Charles  Pasqua
unterstützt  wurde.
Ausländische  Universitätsstudent:innen  müssen  eine  „Kaution“  an
den Staat zahlen, die erst bei der Ausreise am Ende des Studiums
zurückerstattet wird.
Bürger:innen mit  doppelter  Staatsbürger:innenschaft  verlieren die
französische, wenn sie sich schwerer Straftaten schuldig machen.

Um die Unterstützung des rechten Flügels zu erhalten, musste die Regierung
außerdem versprechen, dass Anfang 2024 AME, die staatliche medizinische
Hilfe,  mit  der  alle  Einwander:innen  dringende  medizinische  Versorgung
erhalten können, „reformiert“, d. h. wahrscheinlich stark eingeschränkt oder
abgeschafft wird.

Das Gesetz enthält Maßnahmen, die so schockierend reaktionär sind, dass
sich die Regierung sogar an den Verfassungsrat wendet, um einige seiner
Artikel außer Kraft zu setzen, da sie gegen die Präambel der Verfassung von
1946  verstoßen,  die  besagt,  dass  „niemand wegen  seiner/ihrer  Herkunft
benachteiligt werden darf“.

Die Verabschiedung des Gesetzes war selbst in Macrons Lager ein großer
Schock, da 59 Abgeordnete der Regierungspartei dagegen stimmten und ein
Minister  zurücktrat.  Die  Behauptung  Macrons  bei  den  letzten  beiden
Präsidentschaftswahlen, er sei ein Bollwerk gegen Marine Le Pen und ihre
Ideen,  hat  sich  als  eine  weitere  Lüge  erwiesen.  Allerdings  hat  die
Arbeiter:innenklasse  von  den  „Linken“  innerhalb  des  Präsidentenlagers
wenig zu erwarten, da sie viele andere Angriffe gegen die Arbeiter:innen
akzeptiert oder sogar durchgeführt haben.

Der  französische  Kapitalismus  und  die
Überausbeutung
Seit  Jahrhunderten  braucht  der  französische  Kapitalismus  billige
überausgebeutete Arbeitskräfte. Zunächst in Form von Sklav:innen auf den
karibischen  Inseln,  später  als  indigene  Zwangsarbeiter:innen  in  seinem



Kolonialreich und im letzten Jahrhundert als Migrant:innen, in den letzten
Jahrzehnten vor allem aus dem Maghreb. Die demokratischen Rechte dieser
Arbeiter:innen wurden systematisch negiert und diese Entrechtung erreichte
während des algerischen Unabhängigkeitskrieges in den 1950er und 1960er
Jahren  ein  hysterisches  Niveau.  Die  rassistische  Ideologie  diente  als
Rechtfertigung  für  diese  Diskriminierung,  obwohl  auf  allen  öffentlichen
Gebäuden  „Egalité“  (Gleichheit)  steht.  Ein  rassistischer  Polizei-  und
Staatsapparat,  dessen  Personal  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  vom
faschistischen Vichy-Regime übernommen wurde, war für Repressionen und
Massaker an Arbeitsmigrant:innen verantwortlich. Die von Jean-Marie Le Pen
gegründete Front National baute auf einer rassistischen Ideologie auf und
wandte sich massiv an die Anhänger:innen der Front Algérie Française. Aber
auch die traditionellen rechten Parteien haben rassistischem Gedankengut
geschmeichelt, und das gilt selbst für die linken Parteien.

Die französische Bourgeoisie war schon immer mehr als bereit, migrantische
Arbeitskräfte zu beschäftigen und auszubeuten, die meisten von ihnen aus
den ehemaligen französischen Kolonien in Afrika, sowohl im Maghreb als
auch  in  Westafrika.  Die  rassistische  Unterdrückung  ermöglicht  es  den
Bossen,  sie  in  schlecht  bezahlten  Jobs  zu  halten,  wobei  ihnen  oft
grundlegende  Arbeits-  und  Gewerkschaftsrechte  verweigert  werden.
Entgegen  der  Verleumdung,  dass  Migrant:innen  auf  der  Suche  nach
staatlichen  Beihilfen  nach  Frankreich  strömen,  arbeiten  die  meisten  von
ihnen  lange  Jahre  im  Verborgenen  als  Sans  Papiers  (Menschen  ohne
Ausweisdokumente),  insbesondere im Bau-  und Dienstleistungssektor.  Sie
sind weit davon entfernt, von der staatlichen Sozialhilfe zu profitieren, denn
sie  zahlen  zwar  die  obligatorischen  Sozialbeiträge,  haben  aber  keinen
Anspruch  auf  entsprechende  Beihilfen.  Trotz  der  rassistischen  Hysterie
nimmt der Anteil der Migrant:innen an der Bevölkerung des Landes kaum zu:
7,8 % im Jahr 2022, 6,5 % im Jahr 1975. Selbst der Vorsitzende des MEDEF,
des  wichtigsten  Arbeit„geber“verbandes,  schätzt  den  Bedarf  der
französischen Wirtschaft auf 3,9 Millionen zugewanderte Arbeitskräfte in den
kommenden  Jahrzehnten  aufgrund  der  niedrigen  Geburtenrate  ein.  Das
französische Kapital will eine „kontrollierte“ Zuwanderung und zwingt die
Migrant:innen weiterhin in extrem unsichere und übermäßig ausgebeutete



Arbeitsverhältnisse.

Die extreme Rechte will noch weiter gehen. Bereits in den 1980er Jahren
prägte Jean-Marie Le Pen den Slogan „eine Million Einwander:innen, eine
Million  Arbeitslose“  und  suggerierte  damit,  dass  die  Ausweisung  der
Migrant:innen das Problem der Arbeitslosigkeit lösen würde. Marine Le Pen,
die  Tochter  von  Jean-Marie,  propagiert  das  Konzept  der  „nationalen
Präferenz“ und warnt vor der „Unterwanderung“ des französischen Volkes
durch eine angebliche Migrationswelle. Ihre Ideen werden durch das neue
Gesetz eindeutig legitimiert.

In dieser Hinsicht stellt das Gesetz einen Bruch mit früheren rassistischen
Gesetzen dar. Während alle diese Angriffe gegen den Gleichheitsgrundsatz
enthielten,  stellt  die  schiere  Menge  an  konzentrierten  Schlägen  gegen
Migrant:innen dieses Gesetz eindeutig auf eine andere, viel  gefährlichere
Ebene. Es spiegelt die Verbreitung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
in  der französischen Bevölkerung wider:  Den Umfragen zufolge wird die
Partei  von  Marine  Le  Pen  bei  den  kommenden  Europawahlen  im  Juni
nächsten Jahres mit rund 28 % (und zusätzlich 6,5 % für ihre faschistische
Nichte Marion Maréchal) die stimmenstärkste Partei in Frankreich sein, weit
vor Macrons Partei „Renaissance“ mit 20 %.

Präsident Macron reklamiert mit dieser Zustimmung zum Gesetz, einen Sieg
errungen zu haben, der zeigt, dass er keine „lahme Ente“ und in der Lage ist,
Gesetze  zu  verabschieden,  ohne  die  undemokratischen  Tricks  der
französischen  Verfassung  der  Fünften  Republik  anzuwenden.  Auch  Les
Républicains beanspruchen einen Sieg für sich, da sie maßgeblich an der
Verabschiedung  des  Gesetzes  beteiligt  waren  und  dessen  Inhalt  stark
beeinflusst haben. Für beide wird sich dieser „Sieg“ bald als Pyrrhussieg
erweisen.  Rassistische  Wähler:innen  werden  die  konsequent  rassistische
Partei RN anderen Kräften vorziehen, die sie lediglich imitieren, und der
ideologische Einfluss der RN-Ideen wird durch diese Maßnahme auf allen
Ebenen nur vergrößert.



Arbeiter:innenklasse
Die  französische  Arbeiter:innenklasse  befindet  sich  in  einer  schwierigen
Situation. Sie ist durch den Sieg Macrons im Kampf um die Renten zu Beginn
des Jahres bereits politisch geschwächt. Hinzu kommt, dass der Rassismus
auch  in  der  Klasse  greift  und  eine  mögliche  Spaltung  zwischen
„französischen“  und  migrantischen  Arbeiter:innen  droht  sowie  massiv
verstärkte  Repression  gegenüber  migrantischen  Lohnabhängigen.

Die  Sozialistische  Partei,  die  Kommunistische  Partei  und  La  France
insoumise lehnten das Gesetz allesamt ab. 32 von der Sozialistischen Partei
geführte  Departements  erklärten,  dass  sie  das  Gesetz  nicht  anwenden
werden,  ebenso  wie  die  Pariser  Bürgermeisterin.  Die  CGT-Vorsitzende
Sophie  Binet  erklärte:  „Die  CGT  ruft  zum  zivilen  Ungehorsam  und  zur
Vervielfachung der Widerstandsaktionen gegen dieses Gesetz auf, das alle
unsere republikanischen Prinzipien untergräbt und der extremen Rechten
den  Boden  bereitet.“  Die  CGT  wird  in  den  nächsten  Wochen  „massive
Initiativen  organisieren,  damit  diejenigen,  die  sich  mit  dem geleugneten
Frankreich identifizieren,  ihre  Entschlossenheit  zeigen können,  damit  die
Werte der Solidarität respektiert werden“.

All  dies  ist  richtig,  aber  man  kann  durchaus  an  der  Wirksamkeit  des
Widerstands der reformistischen Parteien und der Gewerkschaften zweifeln,
da es ihnen nicht gelungen ist, die Rentenreform abzuwehren. Es besteht die
reale Gefahr, dass die „massiven Initiativen“ der Reformist:innen zahnlose
symbolische  Aktionen  bleiben  werden.  Die  Lohnabhängigen  sollten  ihre
Führungen  auffordern,  den  wirksamsten  Widerstand  gegen  das  Gesetz
vorzubereiten, und zwar nicht nur auf den bequemen Sitzen des Parlaments,
sondern an den Arbeitsplätzen, in den Banlieues und auf den Straßen. Die
Arbeiter:innen müssen bereit sein, diesen Widerstand mit den Waffen des
Klassenkampfes  durchzusetzen,  ob  die  reformistischen  Führungen  damit
einverstanden sind oder nicht. Der zivile Ungehorsam muss von Protesten
und Massenstreiks zugunsten einer massiven Legalisierung von Sans Papiers
sowie der Abschaffung aller rassistischen Gesetze der letzten Jahre begleitet
werden. Migrant:innen, darunter auch Sans Papiers, sind in großem Umfang
auf den Baustellen für die kommenden Olympischen Spiele 2024 beschäftigt



und werden bei  der  Organisation dieses Ereignisses an vorderster  Front
stehen, im Transportwesen, bei der Sicherheit, in Hotels, Restaurants, bei
der  Reinigung  usw.  Die  Arbeiter:innen  müssen  bereit  sein,  alle  damit
zusammenhängenden Aktivitäten zu blockieren, bis das Gesetz aufgehoben
ist,  und solche Aktionen müssen von allen Gewerkschaften,  Parteien und
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unterstützt  werden.  Sie  müssen
durch organisierte Selbstverteidigung gegen mögliche Repressionen durch
den Staat oder rechte bzw. sogar faschistische Kräfte verteidigt werden.

Die einzige Möglichkeit, die Ausbreitung rassistischer Ideen in den Reihen
der Arbeiter:innenklasse zu stoppen,  besteht  darin,  ein Aktionsprogramm
vorzuschlagen, zu verbreiten und dafür zu kämpfen, das alle rassistischen
Gesetze bekämpft und die wirklichen Ursachen für das Anwachsen der RN
angeht: niedrige Löhne, Mangel an Arbeitsplätzen, Wohnungen, Schulen und
Krankenhäusern. Der durch dieses Gesetz ausgelöste Schock sowie die Wut
auf  Macron  und  seine  Regierung  sollten  in  eine  massive  Streikwelle,
einschließlich eines Generalstreiks, gegen die rassistische Diskriminierung
und Unterdrückung sowie gegen die Regierung und das von ihr verteidigte
System gebündelt werden.


